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rrauf an, daß dieſe Erkenntnis ſich auch praktiſch in Ta
n umſetzt und daß man den Mut findet, über Theorien
mweg zu Entſcheidungen zu drängen, die dem Europa

jrarprogran ch weiter gerrüttenden HochſchutzzollAnfug ein Ende
der Be Nreiten.

der Frage S Se ein Das zwette, nicht minder wichtige Problem iſt das
das Pro r Rohſtoffverteilung. Wenn Secolo vor wenigen Ta
n der Ein n erklärt hat, Jtalien müſſe Kolonien und Rohſtoffe

iben, ſo gilt das auch für andere übervölkerte Länder

gegenüber

auf die 9

herflüſſige Drohung daran knüpfen, ſich dieſe Rohſtoff
biete nötigenfalls mit den Waffen in der Hand zu er

ern. Als Ouverture zur Weoltwirtſchaftskonferenz, die
Loch friedlichem Ausgang nutzbar gemacht werden ſoll,

mngt das etwas reichlich alarmierend. Es ſind Töne
la Troubadour oder Aida, die man ja in Jtalien be
iders liebt, für die man aber außerhalb der Apeninen

e lbinſel weniger Verſtändnis hat. Die Rohſtoffrage iſt
r Europa ſolange überhaupt nicht zu löſen, als Ruß

nd ſich abſchließt, denn das ehemalige Zarenreich wäre
s größte RohſtoffReſervoir der alten Welt, wenn es

erſchloſſen werden könnte. Jn dem Augenblick, wo
in ſich in Moskau dazu durchringt, das Handelsmonopol

suſchaffen und auf dem ganzen Bolſchewismus als Wirt
aftstheorie zu werzichten, wäre Europa in der Lage, ſich
t Ausnahme ganz weniger Produkte wie etwa Baum
Pplle, ſelbſt zu werſorgen. Bis dahin aber beſteht die Ab

M ngigkeit von Amerika, und das Problem lautet nicht
zhſtoſffverteilung, ſondern Finanßierung des Rohſtoff

Pdarfs. Dieſe finanzielle Frage wird überhaupt, wenn
n Konferenz einen Sinn haben ſoll, zur entſcheidenden
äliſſerden. Daneben verſchwindet alles andere, wie Ver

)rsfragen, Päſſe, rechtliche Bindungen uſw., ſo bedeut
In ſie an ſich auch ſein mögen.
Das Finanzproblem läßt ſich auch auf eine andere

e rmel bringen. Es iſt die Schuldnerabhängigkeit der
ropäiſchen Nationen von Amerika, erſchwert noch durch

Verſchuldung untereinander. Könnte man heute im
eißen Hauſe den Mut aufbringen, die Kriegsſchulden zu
eichen, ſelbſtverſtändlich unter der Vorausſetzung, daß ſich
mit auch die deutſchen Reparationsverpflichtungen er
igen, ſo würde der Kauf der Rohſtoffe keinerlei Schwie
keiten mehr machen. Europa hätte das Geld, um
nerika ſeine Produktionsüberſchüſſe abzunehmen, die
un nicht mehr wie in vergangenen Jahren der Weizen
d die Baumwolle verbrannt werden müßten Daß jetzt
SHochwaſſerkataſtrophe des Miſſiſippi gewaltige Ver
iſtungen gerade in den Baumwollgebieten angerichtet

erndemot

indeſtens in gleichem Maße, nur daß ſie nicht die ſehr

hat, was zu einer Preisſteigerung mot gedrungen führte
und für alle amerikaniſche Baumwollfarmen geradezu
Rettung bedeutet hat, zeigt, daß es ſich hier eben um eine
Abſatzkriſe handelt, die lediglich finanzieller Natur iſt.
Der Bedarf wäre ungeheuer, wenn das Geld vorhanden
wäre, und dieſes Geld wäre vorhanden, wenn es die Re
gierungen micht zur Bezahlung der Schulden aus den brei
ten Maſſen herauspumpen müſſen. Jn Waſhington und
Newyork hat man ſich zu dieſer Erkenntnis auch ſchon
durchgekämpft. Führende Männer der Wirtſchaft und des
Bankweſens haben in den letzten Tagen in dieſem Sinne
öffentlich geſprochen ſo Sterret, der amerikaniſches Mit
glied des Transferkomitees war, und vor allem Lamond,
der Mitinhaber des Hauſes Morgan. Eine ſolche Maß
nahme iſt aber ſchwer volkstümlich zu machen. Keine
Partei weiß recht, ob ſie das wagen darf, ohne ſich einer
Niederlage bei den nächſten Wahlen auszuſetzen, und De
mokraten ſowohl wie Republikaner ſind ſich darüber klar,
daß eine ſolche großzügige Entſcheidung nicht nur wirt
ſchaftlich günſtige, ſondern auch politiſch verhängnisvolle
Folgen haben könnte. Man würde einzelnen Staaten, wie
etwa Frankreich und ſeinen Vaſallen im Oſten geradezu
das Geld in die Hand drücken, mit dem ſie neue Rüſtun
gen bezahlen. Eine an 3

men ſind Männer vom Schlage Poincares nicht nur p
tiſch, ſondern auch wirtſchaftlich ein Verhängnis für
Europa.

Paincare hat bei der Eröffnung des Generalrats des
Magsdepartements eine Rede gehalten, die ſehr ſtark un
ter dem ſeeliſchen Eindruck der Heimat ſtand. Die deutſche
Grenze iſt zu nah, und der Miniſterpräſident als gebore
ner Lothringer hat hier in Jugendtagen ſeinen ganzen
Haß gegen das Reich eingeſogen. Da er ohnedtes keine
ſehr bewegliche Natur iſt, ſondern zäh an einmal gefaß
ten Anſichten feſthält, ſo nimmt es auch nicht Wunder,
wenn er in liebgewordenen Gepflogenheiten zurückfällt,
Populaire höhnt, er wäre wieder der alte geworden. Jn
Wirklichkeit iſt er ſich immer treu geblieben, das ſollten
auch wir als ſeine Gegner anerkennen. Kleine Zuge
ſtändmiſſe, die er gelegentlich macht, weil es wirklich nicht
mehr anders geht, zeigen keinen Wandel an. Er iſt nur
vom ſtarren Syſtem zum halbſtarren übergegangen, nach
dem ihm ſeine ſchwere Niederlage im Ruhrkampf oder
beſſer geſagt bei den darauf folgenden Wahlen gezeigt hat,
daß die Nation nicht ganz ſo will wie er. Wenn er die
Abſtriche am Heeresetat und die Verringerung der Dienſt
zeiten als Beweis ehrlicher Friedensliebe geſeiert hat, ſo
handelt es ſich hier um einen Adwokaten. Sicherlich ver
ſteht er nichts von militäriſchen Dingen, aber die Sach er
ſtändigen haben es ihm geſagt, denn ſonſt wären die Vor
lagen micht eingebracht worden, daß dadurch eine Konzen

Demokraten,
führt Eure Kinder der

Demokratiſchen
Jugend

zu.

kration der Kräfte erreicht, daß man alſo nicht ſch vächer,
ſondern ſtärker werde. Jn Frankreich iſt heute im Kriegs
falle jeder Soldat oder dienſtpflichtig. Das deutſche
Syſtem iſt ſchon im voraus bis zur höchſten Vollendung
ausgearbeitet worden. Mit der Friedensliebe iſt es alſo
micht ganz ſoweit her. Poincare kann ſich auch nicht dar
auf herufen, daß Frankreich von bewaffneten Großmächſen
bedroht iſt. Die Tatſache an ſich wäre richtig, nur iſt es
dann umſo wunderbarer, daß alle neuen Befeſtigungen an
der Oſtgrenze vorgenommen werden, während man von
gleichen Maßnahmen an den Savoyer Alpen nichts hört

ſich friedliche Tat würde vermüt Frage des polniſchen Vertreter
ch zu einer Kriegsurſache werden

Die Präambel zu Teil 5 Die verzögerte Räumung Abſchlagszahlung in Sicht? Vor einer innenpolitiſchen Kriſe Kabinetts
abſtimmungen Gefahren in Preußen? Die brüchige Koalition.

Poincare hat auch von Vertragstreue geſprochen,
ganz abgeſehen von den üblichen Forderungen nach Sicher
heit und Erfüllung finanzieller Verpflichtung. Den Ga
vantiepakt won Locarno hat er inzwiſchen offenbar ver
geſſen, obwohl Deutſchland damals die größten Opfer dem
frangöſiſchen Wunſch nach Garantien gebracht hat. Ueber
die Frage der Erfüllung aus des Dawesplan redet nan
beſſer in anderem Zuſammenhange Sie ſind eine Frage
der Weltwirtſchaftskonferenz. Wohl aber iſt es doh ven
dig, auf den Begriff der Vertragstreue einmal einzugehen.
Wir haben bis zur Selbſtaufopferung alle Forderungen
des Friedensvertrages erfüllt. Wenige Reſtbeſtände wer
den im Laufe des nächſten Monats ausgeglichen werden.
Es handelt ſich um die Oſtfeſtungen. Nun aber die Gegen
frage: Hat Frankreich ſeine Verpflichtungen erfüllt Die
Präambel zu Teil 5 des Friedensvertrages beſtimmt, daß
der deutſchen Abrüſtung automatiſch die der anderen zu
folgen hat. Paul-Boncour hat in Genf das ausdrück ich
anerkannt wie es ja auch in dem Notenwechſel von Lo
carno nicht beſtritten worden iſt. Statt deſſen hören wir
nür immer wieder, daß Frankreich gewappnet ſein muß
und ſehen, wie es jeden ehrlichen Verſuch zur Verminde

Die ängſtliche
Ab i

rung der Heeresſtärke bewußt ſabotiert.

konferenz ob Deutſchland das
wolle ſich vom Friebensvertrage ſage n unsverneint worden, doch beſteht nicht der mindeſte Zweifel
darüber, daß Vertragsuntreue des einen Partners, den
anderen zur Aufhebung des Vertrages berechtigt. Eben
ſo ſteht es mit dem Artikel 431, der uns die frühere Räu
mung der Rheinlande zugeſteht. Es ſind ja gerade jetzt
Schritte in Vorbereitung, um dieſe Frage wieder aufzue
vollen, doch iſt leider anßzunehmen, daß es bei einer Ab
ſchlagszahlung bleibt. Die Herausziehung einiger Re
gimenter iſt im Intereſſe der rheiniſchen Bevölkerung
ſicherlich zu begrüßen, aber die Erfüllung der Friedens ver
tragsbeſtimmungen iſt es nicht. Herr Poincare ſollte in
hünftigen Reden vorſichtiger ſein.

S

Die innere Politik ſteht vorausſichtlich vor einer ent
ſcheidenden Wendung, die man allerdings nicht von heute
zu morgen erwarten kann, ſondern auch einige Zeit der
Vorbereitung benötigt. Hergt und Weſtarp haben zwar
erklärt, daß ſich das Zuſammenarbeiten im Kabinett rei
hungslos abſpiele, doch entſpricht das in keiner Weiſe den
Tatſachen. Es hat ſelten in der Reichsregierung ſo wenig
Harmonie gegeben wie gerade jetzt. Jm Gegenſatz zu frü
heren Zeiten iſt es üblich geworden daß jede Frage durch
Abſtimmungen erledigt werden muß, alſo eine Aeberein-
ſtimmung gar nicht erzielt werden kann. Der Fall iſt gar
micht ſo ſelten, daß der Reichskanzler zwiſchen zwei gleich
ſtarken Parteien durch ſeine Stimme den Ausſchlag gibt.
Das Gegenteil wäre auch ſehr ſeltſam, da die Differengen
offen zutage liegen. Streſemann und Curtius ſowie Köh
ler ſprachen von der Not wendigkeit des Welthandels und
des Abbaus der Zölle, für deren Erhöhung Schiele in Bie
lefeld eintrat. Jn den Kulturfragen ſtehen ſich Deutſche
Volkspartei und der ſchwarz -blaue Block unverſöhnlich
gegenüber. Alle Kundgebungen dieſer liberalen Partei
waren auf Ablehnung des Konkordats und des Reichs
ſchulgeſetzes gerichtet. Es gilt nicht als ausgeſchloſſen, daß
bei dem Widerſtande, den Streſemann einem Reichskon
kordat leiſtet, ein Konkordat für Preußen zunächſt vom
Zentrum erſtrebt wird und daß es darüber auch zu einem
Bruch in der jetzigen Koalition des Landtages kommt.
Sehr ägſtlich ſoll man dieſe Dinge nicht betrachten, weil
die Möglichkeit einer Neubildung gar nicht vorhanden iſt,
da hier ſich die Volkspartei verſagen muß. Eine Land
tagsguflöſung kann immerhin in Betracht kommen doch
fürchten wir ſie nicht. Ebenſo wie wir eine Neuwahl im
Reich zur Klärung für notwendig halten. Am das Bild
der Verworrenheit zu vervollſtändigen, braucht man auch
nur anf die Meinungsverſchiedenheiten in den außen
politiſchen Fragen hinzuweiſen, wo Zentrum und Volks
partei gegen die Deutſchnationalen zuſammenſtehen. Die
ſtändigen Angriffe der Rechten gegen die bisher geübte
Politik dürften auch Herrn Marx zu der Erkenntnis be
kehrt haben, daß man mit Weſtarp und Genoſſen gemein
ſam nicht den Weg von Thoiry und Locarno weiter be
ſchreiten kann. So drängt alles zu einer gewaltſamen
Löſung Rächard May 4
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im Anterſuchungsgefängnis erhoben würden.

nommen worden, um die ſtrittigen Fragen dieſes Geſetz

Politiſche Notizen.
Die beiden Frackſchöße.

Von befreundeter Seite ſchreibt man uns Die lei
enden Perſönlichkeiten des Deutſchnationalen Handlungs
gehilſen verbandes können ſich nicht genug tun, bei jeder
paſſenden und unpaſſenden Gelegenheit in ſchwülſtigen
Redensarten auf die vaterländiſchen Ziele ihres Verban
des hinzuweiſen Eine eigenartige Beleuchtung erhält dieſe
treuteutſche Einſtellung durch folgenden Vorgang:

Für den 5. März hatte die DHV.Ortsgruppe Stet
t in ſchriftlich und durch das Gaublatt für Brandenburg
Pommern zu einem Maskenball eingeladen, den man als

Großkampftag in Genf
bezeichnete. Auf dieſem Maskenball erſchien der Haupt
wertrauensmann des DHV. dergeſtalt koſtümiert, daß der
eine ſeiner Frackſchöße mit den Farben ſchwarzweißrot
und der andere mit den Farben ſchwarzrotgelb beſetzt
war. Angeſichts der Bemühungen der deutſchen Vertroter,
die gewiß weder luſtigen noch feſtlichen ſondern überaus
ſchwierigen Verhandlungen in Genf zu einem guten Ende
für die deutſchen Jntereſſen zu führen, kann eine derartige
Verächtlichmachung der Genfer Tagung nicht ſcharf genug
werurteilt werden.

Wir überlaſſen es dem Arteil unſerer Leſer, wie ſie
dieſe grobe Geſchmack loſigkeit bewerten wollen. Eins
ſteht jedoch ſeſt: durch ſolche „Faſchingsſcherze“ beweiſt
man nür, wie gleichgültig das Schickſal des deutſchen Vol
kes beurteilt wird.

Dr. Thieles Verurteilung.
Strafverſetzung mit Einkommenverminderung.

Vor dem Disziplinarhof war ein Disziplinarverfah
wen gegen den Gerichtsarzt Dr. Thiele anhängig gemacht

da gegen ihn Vorwürfe bei der Behandlung des ehemali-
en Reichspoſtminiſters Dr. Höfle und ſonſtiger Parteien

Nach mehr
tägiger Verhandlung iſt am Freitag folgendes Arteil aus
geſprochen worden:

Der angeſchuldigte Strafanſtaltsmedizinalrat Dr.
Thiele wird wegen Dienſtvergehens mit Verſetzung in ein
anderes Amt von gleichem Range, jedoch mit Verminde
rung des Dienſteinkommens um 10 Prozent auf die Dauer
won drei Jahren beſtraft.

Herr von Keudell und der Artikel 48.
Wie verlautet, legt der neue Reichsinnenminiſter von

Keudell beſonderen Wert auf eine ſchnelle Verabſchiedung
des Ausführungsgeſetzes zum Artikel 48 der Weimarer
Verfaſſung. Neben Beſprechungen der Reichsreſſorts iſt
eine Fühlungnahme mit den Landesregierungen aufge

entwurfes zu klären. Wann das Geſetz dem Reichskabinett
f

ieſſes Geſetz unter ſeiner Miniſterſchaft und un
er Mitwirkung des neuen Leiters der Verfaſſungsabtei

lung des Reichs miniſteriums des Jnnern zur Erledigung
zu bringen.

Bauernpolitik tut not?!
Unter dieſer Aeberſchrift die Deutſche Bauernzei

kung“, das Organ des Reichsverbandes landwirtſchaftli
cher Klein und Mittelbetriebe, aus Anlaß der Gründung
der Deutſchen Bauernſchaft „Warum haben die Bau
ernländer jenſeits unſerer Grenzen in der landwirtſchaft
lichen Produktion und in der marktgängigen Verwertung

der land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe uns den Rang abge

laufen Weil die deutſche Agrarpolitik für den Bauern
ſtand unfrüchtbar geblieben iſt, weil ſie an jenem Wi-
derſinn ſcheiterte, dem Großgrundbeſitz ſeine Vorrechte und
ſeine Herrſchaft und ſeinen übermäßigen Landbeſitz erhal
ken und gleichzeitig auch den Bauernſtand zufriedenſtellen
und vorwärts bringen zu wollen. Niemand kann zween
Herren dienen. Bauernpolitik wird erſt gelingen, wenn
der deutſche Bauernſtand, dieſes ſchlafende Heer, zu einer
Schickhſals gemeinſchaft geeinigt, mit wahrem bäuerlichen
Geiſte erfüllt, ſich unter bäuerlichen Führern in unſeren

Staats und wirtſchaftsorganismus lebendig einordnet.“

Wege zum Einheitsſtaat e hDie von Senator Dr. Stubmann herausgegebene, in
Hamburg erſcheinende Wochenſchrift Deutſche Einheit
hat anläßlich des Hamburger Parteitages der Deutſchen

Demokratiſchen Partei, auf dem an erſter Stelle das Pro
Blei des deutſchem Einheitsſtaates behandelt worden iſt,

eine Rundfrage an eine Anzahl führender Demokraten
über dies Problem gerichtet und veröffentlicht nunmehr
in ihrer neueſten Nummer die Antworten. Obwohl ein
großer Teil der Befragten inzwiſchen bereits auf dem
Parteitag ſelbſt ſeine Meinung zu der Frage geäußert Hat,
büßen dieſe ſchriftlichen Kundgebungen von ihrem Werte
michts ein und verdienen auch nachträglich fleißig geleſen
und durchdacht zu werden. Wir zitieren hier nur die
knapp formulierte Antwort des Abgeordneten Koch Weſer,
der ſich wie folgt ausſpricht:

„Es gibt keinen geſunden Föderalismus, ſondern nur
ein entauſendjährigen dynaſtiſchen Partikularismus, der

ſich gegen Kaiſer und Reich kehrte, der deutſche Länder im

reich den Weg an den deutſchen Rhein geöffnet hat. Für
den Föderalismus eintreten, heißt, den kdaufſendjährigen
Streit deutſcher Fürſt gegen Kaiſer und Reich fortſetzen.
Für den deutſchen Einheitsſtaat kämpfen, heißt, die tau
ſendjährige Sehnſucht des deutſchen Volkes nach der deut
ſchen Einheit wollenden

Weiter haben ſich geäußert Profeſſor Dr. Hellpach,
Reichsminiſter a. D. Dr. Külz, Chefredakteur PlatenHam
burg, Oberbürgermeiſter Dr. Luppe, der bayeriſche Land
tagsabgeordnete Eiſenbeis und Heinrich Mann, wozu
datin noch ein längerer Aufſatz des früheren Reichstags
äbgeordneten Dr. Fick über Einheitsſtaat und Foöderalis
mus kommt.

Abgeordneter Ziegler, Delegierter für Genſ.
Am 25. Mai beginnt in Genf, einberufen vom Jnker

nationalen Arbeitsamt, eine Konferenßz, die ſich mit Fra
gen der Soßialverſicherung, des Heimarbeiterſchutes und
des Koglitionsrechtes beschäftigen wird. Die deutſche De
legation wird geführt won Miniſterialdirektor Grieſer aus
dem Reichsarbeitsminſterium. Anter den der deutſchen
Kommſſion beigegebenen Sachverſtändigen befindet ſich
guch der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Ziegler
für das Gebiet der Sozialverſicherung.

S

Ein Echo aus der Bauernſchaft.
Der Entwurf des demokratiſchen Agrarprogramms,

der jetzt wor dem Parteitag in Hamburg ratifiziert worden
ſiſt, findet in der Deutſchen Bauernzeitung“, dem Organ
des Reichs verbandes land wirtſchaftlicher Klein und Mit
telbetriebe, ſehr freundliche Anerkennung. Jn einem be
ſonderen Leitartikel, der noch vor der Hamburger Tagung
der Demokraten geſchrieben worden iſt, wird die Hoffnung
ausgeſprochen, daß die Demokratiſche Partei in Hamburg
„ein Agrarprogramm annimmt, das dem deutſchen
Bauernſtand den Weg zur Geſundung und zu neuer Blüte
ebnen hilft, und daß nicht nur bei der ländlichen Bevöl
kerung, ſondern auch bei den anderen politiſchen Par
teien und bei den land wirtſchaftlichen Organiſationen An
erkennung findet.“ Jnsbeſondere wird es gut geheißen,
daß in dem demokratiſchen Agrarprorgramm das Bekennt
nis zu einer zielhewußten Bauernpolitik ausgeſprochen

wird wobei wir darauf hinweiſen möchten, daß der
Parteitag in Hamburg dem Programm ausdrücklich den
woffigiellen Titel „Bauernprogramm“ gegeben hat. Schließ
lich ſtellt die Deutſche Bauernzeitung“ feſt, daß alles in
allein ein gutdurchdachter und an den tatſächlichen Ver
hält niſſen orientierter bauernfreundlicher Programment
wurf vorliegt, der vorausſichtlich kaum weſentliche Abän
derungen erfahren wird.

Freundlichkeiten für Streſemann.
Jn der Deutſchen Zeitung ſchreibt Wulle über den

Plauener Prozeß „Uns kann ſelbſtverſtändlich das Ar
es tet micht beirren, im Gegenteil. jetzt erſt recht reichen wir
be Den Mut und SelvbſtkoſtgkertPlauener Kämpfer, deſſen

in heutiger Zeit doppelt wohl tuen, die Hand. Wir ſte
hen an ſeiner Seite, wenn er jetzt den Kampf vor einem
anderen Gericht weiter kämpft und hoffen mit ihm, daß
ihm dort das Recht wird, das ſein muütiges Eintreten für
Wahrheit und Sauberkeit verdiente

Das in Berlin erſcheinende deutſchnationale Wochen
blatt Deutſcher Wochenbote“ ſchreibt unter der Aeber
ſchrift „Zwei Monate Reichsregierung: „Das Kabinett hat
jetzt die Aufräumungsarbeiten beendet und kann an den
Neuguſbhau gehen. Eine der weſentlichſten Aufgaben
hierbei iſt eine völlig einheitliche Führung der auswär
tigen Politik, die leider bet den Genfer Völkerbundsver
handlungen noch gefehlt hat.“

Parteinachrichten.
Aus dem Provinziallandtag Sachſen

Die Provinzialumlage iſt auf 15 Prozent feſtgeſetzt
mit der Maßgabe, daß der Provinzialausſchuß ermächtigt
iſt, die Amlage im 2. Halbjahr zu ermäßigen, falls der
auf Antrag des Beſoldungsausſchuſſes für Beamtenbeſol
dungserhöhungen eingeſtellte Betrag von 300 900 RM.
nicht gebraucht wird.

Jn dem Haushaltsplan der Provinz iſt zur Förderung
des Handwerks der außerordentlich geringe Betrag von
3000 RM. eingeſetzt worden.

Reiſe des Abgeordneten Wieland nach Amerika.
Der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Geheimrat

Dr. ing. Philipp Wieland-Alm hat ſich zu einer Studen
reiſe nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika ein
geſchifft. Die Reiſe dient dem Zweck des Studiums der
amerikaniſchen Wirtſchaft, insbeſondere der Metallwirt
ſchaft und ihrer Betriebe. Außerdem will Geheimrat
Wieland in Waſhington die Etatsgebarung der Ver
einigten Staaten ſtudteren. Er hat ſich zu dieſem Zweck
won dem amerikaniſchen Botſchafter in Berlin an den
Budget Direktor ein Empfehlungsſchreiben geben laſſen,
dem es gelungen iſt, in den letzten Jahren die großen
Exſparniſſe im Jntereſſe der amerikaniſchen Steuerzähler
zu erzielen

Demokraten in der Thüringer Regierung.
Der neue thüringiſche Stogtsminiſter für Jnneres und

entzienſtr. 6. Vortragsabend, Stadtro belt.
ſtädtiſche Schlacht und Viehhof. Stadtv. Dürre: „Et

der Rat im Großherzoglichen Finanzdepartement W
mar, 1899 wurde er ſtellbertretender Bevollmächtigter
Bundesrats für die meiſten thüringiſchen Staaten.
Jahre 1907 übernahm er das Departement des Jnn
Und Aeußern im Weimarer Staatsminiſterium und ha
hier Gelegenheit, ſeine liberalen Anſchauungen durch
Schaffung eines neuen Landtagswahlgeſetzes zu beweiſ
Paulſen wurde nach dem Amſtürz im Jahre 1919 in d
Weimarer Landtag gewählt und zum Vorſitzenden
Staats miniſteriums berufen. Anter ſeiner Mitarbeit i
der Zuſammenſchluß der thüringiſchen Staaten zuſtan
und Paulſen wurde Vorſitzender des erſten thüringiſch
Stagats miniſteriums und zugleich Miniſter für Volksb
dung und Juſtiz. Jm Jahre 1821 trat er zurück. T
meue Staatsrat Glöckner ſtammt aus der Jnduſt-
Er iſt 1881 in Gotha geboren, würde dann Redakteur u
war bis zum Jahre 1921 Schriftleiter der „Sonnebere
Zeitung. Von hier berief man ihn als volkswirtſcha
lichen Mitarbeiter in die Generaldirektion des Verband
Deutſcher PorzellanGeſchirr-Fabriken. Vom Jahre 19
an gehörte er dem Landtag von SachſenMeiningen
Abgeordneter bis zur Auflöſung des Landes an.

Gedenkfeier für Profeſſor Crüger.
An dem neu errichteten Grabmal des Juſtizrats Pr

feſſor Dr. Hans Crüger veranſtaltete der Deutſche Gen
ſſenſchaftsverband zu Ehren des tatkräftigen Förderers d
deutſchen Genoſſenſchaftsweſens am 1. Mai eine Geden
feier An dieſer Feier nahmen für die Demokratiſche Fro
tion des Preußiſchen Landtags, der Crüger ſeiner Ze
ſelbſt angehörte, die Abgeordneten Riedel und Grau
teil.

Bezirk Magdeburg
Veranſtaltungen

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäſtsführender Ausſchuß Montag, den 16. Ma
abends 728 Ahr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 1
bis 140.

Stammtiſch: Dienstag, den 10. Mai, abends 8 Al
Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſta
ke Beteiligung.

D. D. P. Magdeburg. Sonntag, den 8. Mai, vo
mittags 11 Uhr in der Freundſchaft, Prälatenſtraße 3
Politiſche Ausſprache Redner Prof. D. Götz
Leipzig, M. d. R. Eingeführte Gäſte haben Zutritt.

w

10. Ma
(Tai
„De

D. D. P. Altſtadt-Süd: Dienstag den
abends 8 Ahr im Reſtaurant „Zum Tauentzien““

Stadtrat Kobelt:

druck und Verlauf des Hamburger Parteitages. Gäſt
haben Zutritt.

K

D. D. P. Frauengruppe. Donnerstag, den 12. Ma
nachmittags 4 Ahr, Vortrag im Hotel „Weißer Bär“. Fr
Wütwſt o ck Berlin ſpricht über „Frauenarbeit und Vö
kerbund“. Eingeführte Gäſte herzlich willkommen

Demokratiſche Jugend: Freitag, den 13. Mai, abend
8 Ahr, im Franke-Jugendheim, Zimmer 8, Heimabend,

Ahland-Bund: Sonntag den 15. Mal: Fahrt nac
Potsdam. Anmeldungen nach dem Parteibüro.

Proteſt gegen Gewerbeſteuer und Kommunaliſierung,

Das Magdeburger Handwerk hielt am letzten Monta
in der „Freundſchaft“ eine ſtark beſuchte Verſammlun
ab, in der zwei Entſchließungen angenommen wurde
und zwar

J. Zur Sſtenerpolitik:
Das Handwerk nimmt mit Bedauern davo

Kenntnis, daß die endgültige Regelung des Finanz
gusgleichs wiederum verſchoben iſt; es verlangt ſo
fortige Einleitung von Maßnahmen mit dem Ziel
einer durchgreifenden Steuerreform zur Vereinfachun
und Zuſammenfaſſung der Steuern, insbeſondere zu
Herabmilderung der unerträglichen Bedrückung dure
die Regalſteuern.

Das Handwerk verfolgt mit Beſorgnis das Vor
gehen der Gemeinden, die durch die Neuregelung de
Gewerbeſteuer des Preußiſchen Landtages für da
Rechnungsjahr 1927 geſchaffenen Milderungen i
Form erhöhter Zuſchläge auszugleichen und darübe
hinaus noch zu erhöhen.
Hauptträger der gemeindlichen Laſten verlangt, de
die Steuerſchraube nun ſchon ſeit Jahren angeſpann n
iſt einen Abbau der Steuerlaſten.

2. Zur Frage der Regiebetrifebe:Das Handwerk ſieht mit Beſorgnis auf die an
haltenden Tendenzen der Gemeinden, durch Ausbru
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Bruderkampf zerfleiſchte und dem Einheitsſtaat Frank

geordneter

ſpricht am Sonntag, den 8. Mai, vormitta

Wirtſchaft, Dr. Arnold Paulſen, war 1894 Vortragen-

zu ſtellen
Es erſucht die Staatsregierung dringend, der An m

regung des Reichstages Folge zu leiſten und auf die doh



ger ſewerblichen Mittelſtandes fallende Arbeiten und
en Jeferungen grundſahlich durch die freien Verufe aus

n Jnn Jeſührt und Regiebetriebe abgebaut werden.
gen d ha Deutſche Demokratiſche Partei ſteht zu dieſen For
n e gen des Handwerks. Sie hat ſich für die Milderung

t ewerbeſteuer im preußiſchen Landtag gang energiſch
eſit ind ſeht ebenſo hat die demokratiſche Rathausfraktion
un e allen paſſenden Gelegenheiten mit aller Schärfe
en h die Kommungaliſierung gewandt
Hirne Die Stadtteilsgruppe Nordfront Alte Neuſtadt
ſt Volte nen Vortragsabend in den „NationalFeſtſälen“ ab.
zurück Borſttzende, Dr. Schroeder, führte in ſeinem Bericht über

er Wie Hamburger Parteitag folgendes aus
edakteur Die Tagung hatte den Eindruck, daß die Oppoſitions
„Sonnebe Ing der Partei gut ausgenutzt ſei, um bei der Verant
lkswirſt ng an der Regierung die gemachten Erfahrungen zum
s Verban tuck zu bringen. Die Referate von dem Partei
Jahre zenden Koch und Oberbürgermeiſter Dr. Luppe über
iningen 9 Finheitsſtaat brachten die Erkenntnis, daß der Einheits
an. im Nahmen der Verfaſſung, kommen muß. Eine

dere Aufgabe für die fernere Zeit iſt die Vereinheit
ig der Juſtizverwaltung. Jn der Groß Hamburg Frage

ſtiztats 9 e Preußen trotz gegenteiliger Meinung nachgeben, um
ütſche Geng burg die Möglichkeit zu geben, den Anforderungen als
örderets afen gerecht zu werden. Auf kulturellem Gebiet wurde
eine Geden ders die Konkordatsfrage behandelt. Auf Grund einer
fatiſche un hüeßung, in welcher die Freiheit in der Geſetzgebung,

einer Semeinſchaftsſchule ſowie Beamtenrechte gefordert wer
ind Gran wird jedes Konkordat durch die D. D. P. abgelehnt.

h eine republikaniſche Morgenfeier am Sonntag, bei
der Dichter Heinrich Mann und Pfarrer Möhring
Jlaun eindrucksvolle Reden hielten, fand der Parteitag

n Abſchluß.
Als 2. Redner des Abends ſprach Stadtverordneter
herg über aktuelle Einzelfragen aus dem ſtädtiſchen Haus
plan. Trotzdem die Haushaltspläne erſt am 4. Mai
hen, ſo kann man doch aus den bereits verabſchiedeten
lhaushaltsplänen intereſſante Schlüſſe ziehen. Der dies
ge Etat bereitet dem Magiſtrat beſondere Kopfſchmerzen,

n 16. e vorausſichtlich mit einem Fehlbetrag von 14 Mill.
iterweg ſk abſchließen wird. Der Finanzdezernent hat durch eine

ſende Denkſchrift Vorſchläge gemacht, die ſich mit der
ends 9 Mitigung des Fehlbetrages befaſſen. Dieſer Entwurf ſteht
iſcht ſt un ſächlich eine Verringerung der laufenden Ausgaben und

Vermehrung der aus Anleihemitteln zu deckenden Koſten
Ein beſonders heftig umſtrittenes Kapitel iſt die Gewerbe

Mai vor. Der Magiſtrat ſteht eine Erhöhung von 600 auf 7602
enſtraſe es kann aber vor einer ſo ſtarken Erhöhung nicht
D. G gewarnt werden, denn es beſteht die Gefahr, daß
jutritt. ſteuern nicht aufgebracht werden können und unſere

iſtrie wird auf der anderen Seite konkürrenzunfähig
10. Mi cht, Stadtverordneter Dürre, der ſich an der Ausſprache

wen t hemeinden einzuwirken, daß alle in das Gebiet des

9

n a igte, machte einige Ausführungen über den Sparſinn
z e Sevölkerung bei der Sparkaſſe und den Banken, die
e n SBeldmittel an Hausbeſttzer ausleihen konnten ſodaß

urch der Baumarkt belebt wurde.

Deutſche Demokratiſche Partei. Die Gruppe Wilhelm-
hielt am Freitag, den 29. April, eine ſehr gut be

n e Verſammlung ab. Stadtverordneter Dir re be
Bär“ h elte den Haushaltsplan der Stadt Magdeburg. Jn
t und W Rede ging der Vortragende auf die einzelnen Etats
men von denen er beſonders den Wohlfahrtsetat, der mit

Mill. Mark belaſtet iſt, den Etat der Krankenanſtal-

s Güſ

dai, abeh und anderes mehr behandelte. Der Geſamtetat weiſt
mahend In Anterſchuß von 14 Mill. Mark auf. Redner hofft,

der Etat balanciert werden kann, ohne die Realſteuern
rhöhen. Die demokratiſche Fraktion wird einer Er
ing der Gewerbeſteuer nicht zuſtimmen. Des ferneren
Redner auf die Notwendigkeit des Baues eines Bü
uſes auf die Förderung des Wohnhausbaues, auf den
auf des Zitadellengeländes und auf die Lage im
dſtüchmarkt hin. Alles in allem, die demokratiſche
M ion hat, das darf ſie von ſich behaupten im
n Jahre verſucht, im Jntereſſe der Stadt Magdeburg
rießliches zu leiſten. Die Ausführungen fanden leb

en Beifall.
Herr Sachtleben gab den Bericht vom Hambur-

Parteitag. Er wies auf die geiſtige Höhe und den
enden Verlauf hin und berichtete im einzelnen über

Nhervorragenden Referate wie über den Einheitsſtaat,
eine abſolute Notwendigkeit ſei. Heute hätten wir

s Parlamente mit 2 000 Abgeordneten, viele Mini-
en und Vertretungen, die innerhalb des deutſchen Rei

Fahrt m

o.

liſterung

en Mont

das tatſächlich überflüſſig geworden ſeien. Das Referat
gelungen Frau Dr. Bäumer über die Deutſche Demokratiſche
für tet in der Oppoſition wäre eine glänzende Leiſtung

ungen. en. Frau Dr. Bäumer kennzeichnete die Lage ohne
d dar en und Uebertreibung. Ferner wies Redner noch
als die Wirtſchaſtsfragen hin, zu der der frühere Reichs

nz miniſter Dr. Reinhold, der Arbeiterführer Erkelenz
Dr. Bollinger das Wort nahmen. Die drei Refe
waren ausgezeichnet. Das Bauernprogramm war
Not wendigkeit für die Partei. Sie müßte den länd

f die n Kreiſen, die ihr beſonders naheſtehen, durch klare
h tlinien beweiſen, daß es die Partei mit den landwirt
6 lichen Fragen ernſt meint. Sehr gut war auch der
zu rhaltungsabend. Den Höhepunkt des Parteitages
de ete jedoch die republikaniſche Morgenfeier im Schau

haus, wobei der Dichter Heinrich Mann über den tie
n Sinn der Republik ſprach und Paſtor Moehriag eine

zende Schlußanſprache hielt. Der Parteitag iſt ſehr
werlaufen und hat durchaus alle Beteiligten befriedigt
der ſehr lebhaften Ausſprache beteiligten ſich a. die
ken Dr. Jaenicke, Bentenſchneider, Schüler ſo vie Frl.
ik. Stadtverordneter Schüler ergänzte als Fraktions

er die Ausführungen von Herrn Dürre und wies auf
h Reihe aktueller Fragen hin, mit denen ſich demnächſt

Stadt Magdeburg zu beſaſſen hat. Von der Ver
Amlung wurde gewünſcht, daß der Magiſtrat und die

7 dtwerordnetenverſammlung bemüht ſein möchten neue

Zugangsſtraßen für die Wilhelmſtadt zu erſchließen, da die
vorhandenen nicht mehr ausreichen

Stadtrat Wilhelm H uck konnte in den letzten Tagen
ſein 40jähriges Dienjubiläum feiern. Die demokratiſche
Rathausfraktion ſowie der Vorſtand der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei haben dem Jubilar zu dieſer ſeltenen
Feier ihre Glückwünſche dargebracht.

Franz Werwick F. Jn Deſſau wverſtarb vor einigen
Tagen Herr Kaufmann Werwick, der der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei beſonders naheſtand.

Karl Wallauer, Präſident der Genoſſenſchaft
Deutſcher Bühnenangehöriger, ſpricht am Montag und
Freitag nächſter Woche im Rundfunk über Theater und
Schauſpieler und über die Bedeutung und Ziele der Deut
ſchen Theater Ausſtellung Magdeburg 1927. Die Rede
wird am Montag von der Deutſchen Welle übertragen, am
Freitag von der Berliner Funkſtunde.

Konſumverein. Jn der außerordentlichen Vertreter
werſammlung gab Herr Winzer Bericht über das am
28. Mai d. J. im Herrenkurg ſtattfindende genoſſenſchaft
liche Maifeſt. Für Anterhaltung für Alt und Jung iſt
geſorgt. Nachmittags um 5 Uhr findet ein großes Konzert
des Philharmoniſchen Orcheſters ſtatt, ferner werden der
Magdeburger Volkschor und die Arbeiterſänger zur Ver
ſchönerung des Feſtes weſentlich beitragen. Der Tanz be
ginnt abends um 8 Uhr.

Unſere Leſer
find zu allen Veranſtaltungen der Deutſchen

Demokratiſchen Partei freundlichſt eingeladen.

RNoßlau. Jn einer ſehr gut beſüchten Verſammlung
der Deutſchen Demokratiſchen Partei ſprach Staatsminiſter
Dr. Weber über die „Geſechzgeberiſche Tätigkeit des an
halttniſchen Landtages“. Aus der Fülle des gebotenen
Materials ſei für die breitere Oeffentlichkeit beſonders
die Schaffung einer einheitlichen Landesabgabenordnung
herausgehoben. Die Gewerbeſteuer hat mit den Stimmen
der Sozialdemokraten und Demokraten die Volkspaptei
und Deutſchnationalen haben bekanntlich dagegen ge
ſtimmt bedeutende Erleichterungen erfahren, vor allem
durch die Herauſſetzung der Freigrenße für den Meiſter
lohn auf 3000 A. Dadurch ſind die meiſten Handwerker
und Kleingewerbetreibenden won der Gewerbeſteuer fret.
An die mit lebhaftem Beifall aufgenommenen Ausfüh
rungen ſchloß ſich eine ſehr intereſſante Ausſprache.

Halberſtadt. Mittwoch, den I. Mati, nachmittags
3 Ahr: Sitzung des erweiterten Ausſchuſſes Hotel „Prinz
Eugen“, Breiterweg 42 43.

Salzwedel. Antiſemitiſche Würdeloſigkeit. Am 27.
März fand die Enthüllung einer Gedenktafel ſtatt, welche
die israelitiſche Gemeinde zum Gedächtnis ihrer im Welt
krieg gefallenen Glaubensbrüder geſtiftet hat.

dem „Völkiſchen Beobachter Veranlaſſung, die Frage auf
zuwerfen, ob ſich dieſe ſogenannten Vertreter“ der natio
malen Frontkrieger ihrer Würdeloſigkeit je bewußs wer
den Die Antiſemiten können wirklich nicht ruhig ſchla
ſſen, wenn bei einer jüdiſchen Trauerfeter auch nichtjüdi
ſche Perſönlichkeiten die ſich beſonders in den Rechtskrei
ſſen bewegen, teilnehmen

Wer hat bezahlt?
Eingegangene Gelder L. G.Möckern 5. L. L.AltJährden

Oh. D.Samswegen 465 St. S. -Seehauſen i. A. 20
K.Jerichow 13 K. KBeetzendorf 3 K. W.Beetzendorf

W. B. Gutenswegen 4.15 R. F. Samswegen 4.60

Bezirk Halle e
Kleinrentner-Fürſorge.

Halle. Die Ortsgruppe Holzweitßig hat ſich mit
der ſehr ernſten Frage der praktiſchen Auswirkung der zur
Kleinrentner Fürſorge bisher getroffenen Beſtimmungen
beſchäftigt. Sie bringt dabei beſtimmte Fälle als Belege
daſitr, wie in der Praxis der Beézirksfürſorgeverbände der
Sinn des S 9 der Reichsgrundſätze vom 4. 12. 24 in ganz
anderer Weiſe ausgelegt und dadurch eine berechtigte Un
zufriedenheit in den Kreiſen der Sozial und Kleinxent
ner hervorgerufen wird. Dieſer S 9 hat nämlich folgende
Faſſung

Muß die Fürſorge eintreten, weil das Vermögen
oder Einkommen des Hilfeſuchenden vorerſt nicht ver
ſwertet werden kann oder ſoll, ſo kann ſie ihre Hilfe
ausdrücklich von der Verpflichtung abhängig machen,
die auſgewendeten Koſten zurückzuzahlen. Dasſelbe
gilt, wenn der Hilfsbedürftige ſpäter Vermögen oder
hinreichendes Einkommen zu erwarten hat. Sie
kann zugleich verlangen, daß die Zurückzahlung ſicher
geſtellt wird, beſonders durch Abſchluß von Renten
werträgen, Beſtellung von Hypotheken und Verpfän-
dung von Vermögenswerten.

Die Zurückzahlung ſoll in der Regel nur ausbe
dungen werden, wenn ſie vorausſichtlich ohne beſon
dere Härte möglich iſt.
Aus dem Wortlaut dieſes S 9 iſt zu erkennen, daß es

ſich grundſätzlich um Kannvorſchriften handelt. Jn der
Praxis aber wird ſo verfahren, daß dieſe Kannvorſchrift
durchweg und für jeden Fall angewendet wird und dadurch
viele Soßial- und Kleinrentner zwingt, lieber auf eine
Fürſorge, die keine iſt, zu verzichten. Leute, die ſich ein
kleines Häuschen in einem Leben härteſter Arbeit erwor
ben und ſozuſagen vom Munde abgeknapſt haben, oder die
im Kriege ihre Spaärpfennige opferten und verloren, wol
len nun nicht auch noch die letzte Habe mit Hypotheken be
haſten, durch die ſie ſchließlich erdrückt werden muß.

Aus den wielen Fällen, die uns die Ortsgruppe Holz
weißig zur Verfügung ſtellt, greifen wir nur einen, den
einer Witwe B. heraus. Dieſer Frau ſoll die Kleinbapi
talrente nur unter der Bedingung gewährt werden, daß
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l An dieſerEnthüllung hat ſich das Reichsbanner der Stahlhelin und
weil Bitterfeld ihr Dienſtort iſt, nach B beſo

anderen 60, mit Holzweißig als Dienſtort,
der Jungdeutſche Orden beteiligt. Dieſe Tatſache gibt

folgreichſten Tagungen.

ſie eine Sicherheitshypolhek von 1500 auf ihr Grund
ſtück, das aus einem Lehmhalts ohne Garten beſteht und
einen Steuerwert von 4500 c hat, eintragen läßt. Dieſe
Fräu, die ſich ihr ganzes Leben lang mit ihrem verſtor
venen Mann geplagt und mit Not und Sorge ihr Häus-
chen erarbeitet hat, verzichtet unter derartigen Bedingun
gen lieber auf die Kleinrentnerunterſtützung. Auf glei
San Linie bewegen ſich die anderen uns mitgeteilten
Fälle

Wir ſind der Ortsgruppe Holzweißig für ihre Tätig
keit in dieſer ernſten und aktuellen Frage ſehr dankbar
Wünſchen möchten wir, daß ſich auch die anderen Kreis
wereine und Ortsgruppen innerhalb unſeres Wahlkreis-
werbandes in gleicher Weiſe der Sache annehmen und uns
konkrete Fälle ähnlicher Art als Material mitteilen Dies
ſes Material wird unſerer Reichstagsfraktion, die ſich die
wirkliche Durchführung der Kleinrentnerfürſorge ſehr an
gelegen ſein läßt und noch kürzlich im Reichstage durch
unſere Abgeordnete Frau Dr. Lüders die Mißſtände
vügte und ein Kleinrentnerfürſorgegeſetz verlangte, gute
Dienſte leiſten. Mit Recht hat Frau Dr. Lüders den jetzi
gen Regierungsparteien, die vor den Wahlen den Mund
ſtets ſo voll nahmen, vorgeworfen, daß ſie nun, da es ſich
um die Tat handele, aus Bedenken und Erwägungen
nicht herauskoinmen. Wir ſind gewiß, daß Frau Dr. Lü
ders das ihr von uns zugeleitete Material entſprechend
werwerken wird.

Halle. Ab ſofort wird die Sonntagsrückfahrkarte
von hier nach Wernigerode Reſchsb. oder Ellrich für die
3. und 4. Wagenklaſſſe eingeführt. Der Fahrpreis für die
3. Klaſſe beträgt 7,60 der für die 4. Klaſſſe 5,10 t.

Halle. Jungdemokraten. Unſere nächſte Zu
ſſmmenkunft am Donnerstag, den 12. Mai, abends 8 Uhr
im St. Nicolaus“ bringt einen Bericht unſeres Freundes
Dr. Elkan über den Heidelberger Reichsjugendtag. Wir
erwarten vollzählige Beteiligung. Für unſere Mitglieder
iſt es Pflicht, zu dem Bericht zu erſcheinen.

Halle. Herr Lehrer BrillowskieHolzweißig
macht in der „Bitterfelder Allgemeinen Zeitung auf
einen Uebelſtand aufmerkſam, der, wenn auch nicht ſo
augenſcheinlich wie in dieſem Jnduſtrieort, doch auch in
manchen anderen kleinen Orten, die neben größeren Jn
duſtrieplätzen liegen, vorhanden iſt und u. E. dringend
einer Abhilfe bedarf. Die Darlegungen über Holzweißig
Tauten:

Holzweißig iſt ein Jnduſtriedorf mit 7000 Einwoh
nern und liegt räumlich mit Bitterfeld zuſammen. Die
Grenze geht mitten durch ein Haus, ſodaß das halbe Haus
zu Bitterfeld, das andere halbe Haus zu Holzweißig ge
hört. Bitterfeld wird im Ortszuſchlag verſchiedentlich be
handelt und zwar iſt Bitterfeld immer eine Stufe höher
als Holzweißig. Bitterfeld wird nach B, Holzweißig wird
nach C beſoldet. Aus dem Zuſammenhange ergibt ſich, daß
die Mieten in beiden Ortſchaften die gleichen ſind. Nun
wohnen in Holzweißig ca. 120 Beamte, davon w.

E gelöhnt. Es kritt das Faktum ein, daß B amte
chen. Ranges, die in ein und demſelben Hauſe wohnen
werſchiedenes Gehalt bekommen. Wiederum haben wir
hier Beamte, die in Bitterfeld wohnen und Holzweißig als
Dienſtort haben, die alſo trotz gleichen Ranges verſchie
denes Entgelt für gleiche Arbeit erhalten. Es wirkt ſich
dies geradezu kurios aus und der größte Teil der Beam
tenſchaft kann ſich in ſeinem beſchränkten Antertanenver-
ſtande nicht dazu werſtehen, das Prinzip der gerechten Be
händlung ſeitens einer väterlichen Regierung anzuer-
kennen.

Es iſt wirklich an der Zeit, daß mit einer derartig
umterſchiedlichen Behandlung von Jnduſtriezentren und in
aller nächſter Nähe gelegenen Ortſchaften, die gleiche
Miet und Lebensverhältniſſe haben, aufgeräumt wird.
Die den Beamten zugeſagte Reform der Beſoldungsord
nung bietet dazu Gelegenheit.

Halle. Deutſche Demokratiſche Partei. Jn der am
4. Mai im NeumarktSchützenhaus abgehaltenen Monats
Verſammlung erſtattete Herr Medißzinalrat Dr. Kühn
lein Merſeburg zunächſt Bericht über Eindruck und Ver
lauf des Hamburger Reichsparteitages. Er zählt inhalt
lich und in ſeiner äußeren Wirkung zu den beſten und er

Von großem Jntereſſe für die
Zuhörer war es dabei, wie Herr Dr. Kühnlein die Reihe
der Hervorragendſten Führer der Partet auſmarſchieren
ließ Und mit ganz knappen Worten den Kern ihrer Aus
führüngemn zu kennzeichnen verſtand. Die lebendig gehal
tene und won innerer Begeiſterung für die Aufgaben und
Ziele der Partei getragene Schilderung des Redners löſte
ſtarhen Beifall aus. Hierauf ſprach Herr Studienrat H a be
über die politiſchen Vorgänge in China und über das
Streben dieſes alten und großen Kulturvolkes nach ſtagt-
licher Souveränität und ſeiner Gleichberechtigung unter
den anderen Mächten Jn intereſſanten Darlegungen führ
te der Vortragende dabei den Zuhörern beſonders die Zu
ſſammenhänge zwiſchen Kantoneſen und bolſchewiſtiſcher
Weltanſchauung vor Augen. Die Wut des (hineſiſchen
Volkes richte ſich beſonders gegen die jahrzehntelang durch
England ausgeübte Unterdrückung. Als dritter Redner
des Abends ſprach der Vorſitzende Herr Minner über
kommungalpolitiſche Fragen. Für ſeine Ausführungen
über den Etat und über die Geſtaltung der Realſteuern
ſowie über die neueſten Bauproßekte, unter denen er be
ſonders den Bau einer neuen Gasanſtalt, die der Gasge-
winnung aus der Klärgnlage dienen ſoll, hervorhob, fand
er lebhaftes Jntereſſe bei der Verſammlung. Beſonders
gern folgte man ſeinen Darlegungen und Erklärungen
über den geplanten Bau und die wirtſchaftliche Verwer
tung eines Fernheizwerkes, Der Abend war für alle Teil
nehmer ein ſehr intereſſänter und lehrreicher.

Weißenfels. Auf dem Mitteldeutſchen Handwerker
tag der vom 14. bis 16. Mat in Weißenfels ſtattfindet,
ſpricht am Sonntag, dem 15. Mai, vormittags 9 Ahr im
großen Saal von „Schumanns Garten“ (dicht am Bahn
hof) der preußiſche Finanzminiſter Höpker-Aſchoff. Wir

t
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machen auch unſere Parteifreunde auf dieſen Vortrag be
ſonders aufmerkſamt, weil dieſe Verſammlung des Hand
werkertoges eine öffentliche iſt
ſucht werden kann.

und alſo von jedem be

Soziales.
Erhöhung der Beiträge in der Jnvalidenverſicherung.

Nach dem nunmehr geltenden Geſetz ſtellen ſich die
Beiträge in der Jnvalidenverſicherung nach Anfügung einer
neuen Lohnklaſſe VII für einen verdienſt von über

36 re in der Lohnklaſſe:
I

e 66II 90V 120V 150VI 180VII 200Mit dem 27 Juni 1927
in Kraft.

treten die neuen Beitragsſätze
Vom 1 Auguſt 1927 ſind rückſtändige Beiträge

nach den neuen Sätzen zu entrichten.

30 (bisher 25) Reichspfennig,
50)

79)
100)

120) x140)
v

Jedoch gilt die neue

Lohnklaſſe VII erſt ab 1. Januar 1928, und ſind bie o
den Verſicherten, deren Wochenverdienſt 36 Reich m
überſteigt, Beiträge nach Klaſſe VI (1,80 RM) von
dienſt in Abzug zu bringen
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der groß deutſche Einheitsſtaat.
Die Ausſprache

Der Abgeordnete Ko ch führte zum Groß Hamburg-Problem
uns es ſei ein Reichsintereſſe, daß ein leiſtungsfähiger Hafen
)orhanden iſt. Der Reichsinnenminiſter müſſe die Vermittlung

2 u dieſem Gebiet übernehmen und ein ſolches Vermittlungs
ingebot dürfe nicht abgeſchlagen werden. Wenn eine ſolche Ver
mittlung nicht zu einer Einigung führt, dann müſſe der Wille

7 es Volkes auf dieſen Gebiete durch ein Reichsgeſetz auf Grund
es Artik. 18, Abſ. 1 der Reichsverfaſſung durchgeführt werden.
Was den Einheitsſtaat anlange, ſo ſei die deutſche Jugendnd die deutſche Vergangenheit in ihren weſentlichſten Trägern

t den Demokraten für den Anitarismus. Damit ſeien die
Nmokraten beſſere Erben des Nationalliberalismus als die
enigen, die ſich jüngſt in Hannover dafür ausgaben. Die De
kraten hielten es mit dem Freiherrn v. Stein, der geſagt
ſat: „Jch kenne nur ein Vaterland, und das heißt Deutſch
ändt Dem geſamten Deutſchland und nicht einem Teil mit

a Seele ergeben zu ſein, ſei Kern und Stern der demo

e
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5 1.25

5.50

2.25
I. 60

kaliſchen Politik

Anſtelle des erkrankten Profeſſors Apelt ſprach dann der
0.65 dürnberger Oberbürgermeiſter Luppe. Er führte aus: 1919

atten wir alle gehofft, ein großes Stück weiter zum Ziele des
dubuch inheitsſtaates zu kommen, als dann in Weimar erreicht wurde.
Nubu itdem ſind noch manche vückläufige Bewegungen zu verzeich

en, wie ſie in der erſten bayeriſchen Denkſchrift auch zum Aus

kuck hamen, und es ſchien, als wenn der Gedanke des Ein
Atsſtaates nicht vorankommen könne.

Aber namentlich die finanziellen Nöte von Reich, Ländern
ad Gemeinden haben den Gedanken des Einheitsſtaates wie

beſonders lebendig werden laſſen. Das hat ſich auch auf

en Volkspartei ebenfalls für den Einheitsſtagt eintreten hat
on Herr Koch erwähnt. Jn der Sozialdemokratie mehren ſich
eichfalls die mutigen Bekennerſtimmen für den Einheitsſtagt.
er Jnhalt der zweiten bayeriſchen Denkſchrift, der im weſent

ng nicht ausgeführt wird, kann nur als Rückzugsgefecht gewer
Mittwah t werden. Bayern hat ſeine Finanzhoheit zugunſten vermehr
z Ahr

iht mehr vorhanden iſt, dann kann man von Stagatshoheit auch
um noch ſprechen.

Ut itsſtaat nähern, aber vorher die Dezentraliſation, die Selbſt
rwaltung, zertrümmern. Würde dieſe Zertrümmerung voll

ihn n. Wir wollen, daß auch im Einheitsſtaat die kulturellen

igenarten ſich auswirken können. Bisher treibt das Reich den

Zertrümtmerung der Selbſtverwaltung Das Reich hat z. B.
dem Gebiete der Exrwerbsloſenfürſorge eine Zentraliſation

Arbeitsvermittlung und der Arbeitsloſenfürſorge eine der
ſentlichſten gemeindlichen Aufgaben iſt. Andererſeits haben

e Wiſ e der Schulpolitik die Zentraliſation bis auf die Spitze ge
Handſcht hen mit dem Ziele, daß im kleinſten Dorfe dasſelbe ge

120 m Gebiete das Geſamtniveau nach unten drücken, weil die
Be n Itiative gerade auf dem Gebiete der Schule immer in den

I

indeſtforderungen des Reiches vorhanden, aber nur, weil den
inen Gemeinden und den armen Kreiſen die nötigen Mittel

re Daß zur Schaffung des notwendigen Einheitsſtaates Preu
nicht zerkrümmert zu werden braucht, iſt heute ſelbſtver

o in Preußen aufgehen ſollten, wird auch nicht zum Ziele

ten. Jrgend ein Weg muß aber geſucht werden und zwar

übertriebene Zentvaliſation hat ſich oft als ſinnlos heraus
kellt. Sinnlos iſt die einheitliche Feſtſetzung des Exiſtenz

t Berlin, als ob im kleinſten Dorf die Lebenskoſten nicht
g r Ciger wären wie in der größten Stadt

manchen Gemeinden heute niemand mehr Steuern zahlt.
ſolchen Fällen machen natürlich die Länder Regreßanſprüche

ider beſonders bevorzugt werden, iſt grundſätzlich kein neues
ment, denn früher hat z. B. die Wirtſchaſtspartei einmal die

ſchen Haltung gegenüber der Regierung
Für die Durchführung des Gedankens des Einheitsſtagtes

ches ausgedehnt wird zum anderen muß der Weg beſchrit

werden, daß die Länder freiwillig im Reiche aufgehen.

t Tagung des Republikaniſchen Reichsbundes gezeigt, wo
Zas gentrum vertreten war. Daß Anhänger der Deut

ſeiner Verabſchiedung in ſämtlichen Länderminiſterien durch
Sachverſtändige vorberaten wird. Viele Länder haben garnicht
die Möglichkeit, für jede derartige Frage Sachverſtändige ein
zuſetzen. Ebenſo überflüſſig ſind die Ausführungsgeſetze der
Länder. Eine ganze Reihe von kleinen Ländern ſpürt ſelbſt ihre
Ueberflüſſigkeit. Es handelt ſich darum, ihnen den Weg zu zei

gen, wie ſie auf anſtändige Weiſe verſchwinden können. Der
Weg, in Preußen aufzugehen, iſt ihnen zu genierlich, würde
auch Widerſpruch der anderen größeren Länder, insbeſondere
der ſüddeutſchen Staaten, hervorrufen und iſt alſo nicht gangbar.
Jch bin der Meinung, die kleinen Länder ſollten freiwillig in
die Verwaltung des Reichs übergehen können, nicht als Reichs
provinzen. Die Länder müſſen in ihrer Selbſtändigkeit beſtehen
bleiben aber Parlamente und Regierungen der Länder müſſen
verſchwinden, und die betreffenden Aufgaben der Länder auf
Reichstag und Reichsregierung übergehen. Dann kann das
Reich eine wirkliche Dezentraliſation durchführen. Jm Reichs

AltftadtSüd.
Dienstag, den 10. Mai, abends 8 Uhr im Reſtaurant

„Zum Tauentzien“ (Tauentzienſtr. 6)

e nennenDer ſtädtiſche Schlacht und Viehhof.
Stadtrat W. Kobelt.

2 Eindruck und Verlauf des Hamburger Partei
tages. Stadtv. O. Dürre.

Gäſte willkommen

vat kann zunächſt nichts geändert werden, weil dort fede Aende
rung eine ſchwere Erſchütterung hervorrufen würde, in dem
ohnedies komplizierten Stimmenapparat. Es muß daher ein
Weg gefunden werden, der auch weiter eine Vertretung der klei
nen Länder im Reichsrat ermöglicht. Dieſer Weg erſcheint,
wie ich aus Rückſprachen mit einer ganzen Anzahl führender
Perſonen kleiner Länder weiß, dort durchaus diskutabel. Man
ſollte dieſen Weg öffnen und durch freiwillige Einigung zwi
ſchen Reich und Ländern einen Teil der Ueberorganiſation ver
ſchwinden laſſen. Es muß auch der Weg gefunden werden, wie
Preußen im Reiche aufgehen kann, und wie Reichsregterung
und Reichstag die Verwaltung Preußens übernehmen können,
ſodaß der bisherige Dualismus verſchwindet. Auch der Miniſter
präſident Braun hat erklärt, Preußen wolle im Reiche aufgehen.
Der pſychologiſch geeignete Augenblick hierfür rückt aber erſt
dann näher, wenn zuvor kleine Länder im Reiche aufgegangen
ſein werden.

All dieſe ſchwierigen Amgemeindungsprobleme könnten
aber nur auf dem Wege über den Einheitsſtaat wirklich veſtlos
gelöſt werden, nämlich durch eine Neugliederung der Landes
grenzen und durch das Zuſammentun der wirtſchaftlich zuſam
mengehörigen Gebiete Solche wirtſchaftlichen Probleme gin
gen heute nicht nur über Gemeinde ſondern über Landesgren
zen hinaus und Landesgrenzen dürften kein Hindernis für die
Wirtſchaft ſein. Jn abſehbarer Zeit müßten wir über die Lan
desgrenzen hinweg den Einheitsſtaat güfbauen. Alle Wege,
die zu dieſem Ziele führen, müßten verſucht werden. Der Ein
heitsſtaat dürfe aber nur aufgebaut ſein auf der Selbſtverwal
tüng. Nur das liege im Intereſſe des geſamten deutſchen Vol
kes. (Lebh. Beiſall.)

Jn der Ausſprache nahm als erſter Redner der preu
ßiſche Finanzminiſter Dr. Höpkere A ch of das Wort, der
ſich zunächſt zum Thema:

„Bundesſtaat oder Einheitsſtaat“

nach ſeinen Erfahrungen als preußiſcher Miniſter äußerte. Er
bezeichnete beſonders auch aus außenpolitiſchen Gründen den
Einheitsſtaat als erſtrebenswert. Das Verhältnis des Reiches
zum größten Lande Preußen berge viele Schwierigkeiten in ſich,
z. B. auf dem Gebiete der Siedlung und der Waſſerſtraßenver
waltung Die Reibungen zwiſchen den beiden Verwaltungs
zentralen des Reiches und Preußens verſchlängen ein Drittel

werden. Der Redner lehnte die Bildung eines beſonde

ai 1927

Reiches ſei unhaltbar. Die Trennung von Geſetzgebung und
Verwaltung müſſe man als einen Krebsſchaden bezeichnen. Die
Verhandlungen über den Finanzausgleich zwiſchen dem Reiche
und Preußen hätten zu erſchütternden Kämpfen geführt. So
wohl im Reiche wie in Preußen ſeien eigene Steuerverwaltun
gen vorhanden, und die ſich daraus ergebende Doppelarbeit
werde unerträglich. Es beſtehe leider jetzt nicht die Möglichkeit,
den gegliederten Einheitsſtaat durchzuführen, obgleich dies der
einzig gangbare Weg wäre. Eine Zerſchlagung Preußens
komme nicht in Frage, da man damit dem Reiche ſeinen ſtärk
ſten Rückhalt nehmen würde. Auch die Neubildung und Um
bildung von Länderſtaaten in Reichsländer lehnte der Redner
ab und bezeichnete Kompetenzerweiterung im Reiche als not
wendig. Die Steuerverwaltung dürfe lediglich Sache des Rei
ches ſein, allerdings unter Aufrechterhaltung der Selbſtverwal
tung.
werden.

Preußen habe auch dem Reiche ſeinerzeit die Schaffung eines
Reichsverwaltungsgevichts vorgeſchlagen. Dr. Höpker-Aſchoff be
tonte, daß dieſe Kompetenzerweiterung jedoch ihre Grenze finden
müſſe in der geſchloſſenen Allgemeinverwaltung. Zu fordern
ſei die Vereinigung der kleineren norddeutſchen Staaten mit
Preußen. Die Reichsverwaltung müſſe die Verwaltung dieſes
Gebietes übernehmen. Dieſer Weg ſei angeſichts der Haltung
der ſüddeutſchen Staaten einzig möglich. Der Redner hob her
vor, daß Preußen dem Reiche ſtets ſeine Unterſtützung geliehen
habe, beſonders auf dem Gebiete der Außenpolitik. Zur Durch
ſetzung aller dieſer Forderungen müſſe man aber vor allem die
Köpfe revolutionieren. (Lebh. Beifall.)

Miniſterialdirektor Pötz ſch Sachſen wies davauf hin, daß
bereits die Weimarer Verfaſſung die Wandlung vom Bundes
ſtaat zum Einheitsſtaat gebracht habe. Der deutſche Einheits
ſtaat müſſe auf der Grundlage der Selbſtverwaltung aufgebaut

hiſchen Norddeutſchlands ab.

Oberbürgermeiſter Böß Verlin betonte, der heutige Par

regierung anzuſehen. Es herrſche der Eindruck vor, als ob dieſe

neue Reichsregierung eine föderaliſtiſche Politik treiben wolle
Die bisherige Reichspolitik und auch die Politik vieler Länder
habe eine Bedrohung und teilweiſe einen Abbau der Selbſt
verwaltung gebracht. Dem Reich müſſe die Finanzhoheit blei
ben. Der große demokratiſche Gedanke der Mitarbeit des
Staatsbürgers an der Selbſtverwaltung ſeit durchaus anzuer-
kennen. Bei einer Kompetenzerweiterung im Reiche müſſe eine
neue Selbſtverwaltung geſchaffen werden. Vor allem ſei aber
notwendig, die Beamten am Einheitsſtaat zu inkereſſieren,
(Lebh. Beifall.)

Oberbürgermeiſter Peterſen Hamburg, mit Beifall be
grüßt, erklärte, er könne nur unterſtreichen, was der preußiſche
Finanzminiſter Dr. HöpkerAſchoff als preuß. Tradition dar
geſtellt habe. Hoffentlich ſetze ſich die die großzügige Auffaſſung
Dr. Höpker-Aſchoffs auch in anderen preußiſchen Angelegen
heiten durch.

Die große Mehrheit der Hamburger Bevölkerung ſei der
Auffaſſung, daß ſie in erſter Linie Deutſche ſind. Die große
Aufgabe der Demokratie ſet, den deutſchen Einheitsſtagat zu
ſchaffen. Dann müſſe auch Hamburg, ebenſo wie die anderen
deutſchen Länder im Intereſſe dieſes großen Gedankens wirken
Eine große Aufgabe des Parteitages müſſe die Bekämpfung der
Frage ſein, als ob es heute noch eine größere Ausdehnung der
Souveränität der Länder gäbe. Auf dem Wege zum unitari
ſchen Staat iſt die Finanzverwaltung und die Finanzgrund
geſetzgebung einheitlich geworden. Während unter Bismarck
das Reich der Koſtgänger der Länder war, ſind die Länder heute
Koſtgänger des Reiches. Das Reich nimmt heute den Län
dern die Einnahmen weg und vermehrt durch reichsrechtliche
Vorſchriften außerdem noch die Laſten der Länder. Dadurch
wird alles, was Selbſtverwaltung iſt, geradezu getötet Ham
burg z. B. deſſen Hafen wie jeder andere Welthafen ein Zu
ſchußgebiet ſei, der zuletzt ein jährliches Defißit von 30 bis 40
Millionen hatte, konnte vor der Weimarer Verfaſſung dieſes
Defizit aus der Beſteuerung ſeiner Kaufmannſchaft hevaus
holen. Heute ſind Hamburg insbeſondere durch den letzten Fi
nanzausgleich nicht einmal die richtigen Anteilſätze zugeſpro
chen. Hamburg ſoll 5 Millionen jährlich weniger hekommen,
nur weil die Bayeriſche Volkspartei erklärte, wenn Bayern nicht
mehr erhalte, würde ſie aus der Koalition austreten Das be
deutet, daß man Hamburg die Kraft entzieht, ſeinen Hafen
hochzuhalten. Dadurch wird die deutſche Wirtſchaft in ihrer
Geſamtheit leiden, denn die Waren werden, wenn Hamburg
keine günſtigen Tarife mehr ſtellen kann, einfach Uber Rotter
dam und Amſterdam gehen. Eine ſolche Politik des Reiches iſt

unmöglich. (Lebh. Zuſtimmung.) Man hat Hamburg im
Reichsrat zu beſtimmen verſucht, nicht gegen dieſe Politik zu
ſtimmen. Aber der Reichsrat iſt ja ſo ohnmächtig, weil die
Stimmen dort ebenſo wie im Reichstage weniger nach allge

der ganzen Arbeitkskraft, die im preußiſchen Miniſterium über

n hen eine Beſchwerde darüber iſt, daß die Weimarer Verfaſ

r Reichsdotationen aufgegeben. Wenn aber die Finanzhoheit

et Stark iſt aber die Gefahr, daß wir uns zwar dem Ein

mnmen ſein, dann wäre ein Reſultat erzielt, das wir nicht wol

indern gegenüber und die Länder den Gemeinden gegenüber

ß chgeführt, die durchaus ſchädlich ſein muß, weil das Gebiet

Länder den Gemeinden gegenüber namentlich auf dem Ge

ſtet wird, wie in der größten Stadt. D. h. auf ſchulpoliti

ädken lag. Gewiß ſind bisher Mängel der Ausführung der

Ausführung fehlen.

adlich. Der umgekehrte Gedanke, daß die anderen Länder

VII er, der die Selbſtverwaltung der Länder erhalten läßt; denn

ümums für das kleinſte oſtpreußiſche Dorf wie für die Welt

Dieſe einheitliche Feſtſetzung hat als Ergebnis gehabt, doß

n Reiche geltend. Daß beim Reichsfinanzausgleich manche

eitigung der Getränkeſteuer abhängig gemacht von ihrer po

zwei Wege gangbar. Einmal, daß die Zuſtändigkeit des

iſt überflüſſig, daß z. B. der Reichsſtrafgeſetzentwurf vor haupt aufgewandt werden müſſe. Die jetzige Gliederung des

meinen deutſchen, als nach bayeriſchen und preußiſchen Geſichts
punkten abgegeben werden. Sagt man doch, daß ſogar bayeri
ſche ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete, obwohl ſie zur

Auch die Juſtizverwaltung müſſe Reichsangelegenheit

teitag ſei als eine Reaktion auf die Politik der ietzigen Reichs

e
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Regierung in Oppoſition ſtehen, die Bayeriſche Volksparket er
muntert haben, an ihrer Forderung feſtzuhalten, damit nur
Bayern genug abbekommt. Wir kranken an dieſem Egafsmüs
der einzelnen Länder

Der Reichstag habe ſich um die Groß-Hamburg-Frage lei
der faſt gar nicht gekümmert. Die vom Reiche beſchloſſene Re
gelung der Groß HamburgFrage ſcheiterte lediglich an Wider
ſtande Preußens. Dr. Peterſen betonte, daß dieſes Beiſpiel
zeige, wie unmöglich ſich die Verhältniſſe durch die Weimarer
Verfaſſung geſtalteten. Der Parteitag habe die Aufgabe, dieſe
Dinge klarzuſtellen und jede phraſenhafte Behandlung dieſer
Angelegenheit zu bekämpfen. Vor allem aber müſſe vor einer
großzügigen Verwaltungsreform in Deutſchland eine Staats
veform durchgeführt werden. Der Parteitag müſſe eine Kom
miſſton einſetzen, die ſich mit dieſen Fragen beſchäftigt und einen
Entwurf ausarbeitet. Die vorgeſchlagene Löſung durch ein
größeres preußiſches Norddeutſchland müſſe aber von den De
mokraten abgelehnt werden, da dieſer Weg über Großpreußen
angeſichts der Haltung der ſüddeutſchen Staaten zu einer neuen
Mainlinie führen würde. (Sehr richtig!) Niemals könne das
Ziel über ein Großpreußen führen.

Der Vorſitzende der preußiſchen demokratiſchen Landtags
Fraktion, Juſtizrat Falck- Köln, wies auf die Tatſache hin,
Daß Preußen drei Fünftel der geſamten deutſchen Nation dar
ſtelle. Das Kernproblem ſei in der Frage enthalten, was aus
Preußen werden ſolle. Zwei Löſungen lägen im Bereich der
Möglichkeit entweder Preußen verſchwindet, oder es bleibt und
wird Kern für den neuen deutſchen Einheitsſtaagt. Mit Noch
druck wies der Redner darauf hin, daß in und von Preußen
hie beſten Bauſteine zum deutſchen Einheitsſtaat gelegt vorden
ſeien. Preußen habe ſich bewußt oder unbewußt berufen ge
fühlt, Ferment zur Einigung Deutſchlands zu ſein. Eine Zer
ſchlagung Preußens könne heute von keinem ernſthaften Politi
ker mehr erörtert werden. Der Weg zu dem deutſchen Ein
heitsſtaat führe aber nur über das größere preußiſche Nord
Heutſchland, das die kleineren, nicht lebensfähigen Einzelſtaaten
in ſich aufgenommen habe. Jn der Groß-Hamburg Frage komme
man nur mit einer anderen als der bisherigen Methode weiter.
Hier halte die preußiſche demokratiſche Landtagsfraktion an den
in Hannover aufgeſtellten Richtlinien feſt, daß die GroßHain
burgFrage nur durch eine Verſtändigung zwiſchen Preußen
und Hamburg gefunden werden könne.

Dr. Fick Würzburg bedauert, daß die Einheit des Wirt
ſchaftsgebietes nicht reſtlos durchgeführt iſt. Es ſei ein Skan
dal, daß z. B. über Kanaliſieriüngspläne heute noch Staats

verträge abgeſchloſſen werden müſſen, während die Reichsver
faſſung eine Reichswaſſerſtnaßenverwaltung ermöglicht. Bayern

wolle ſogar unter Verfaſſungsbruch ſeine eigene Reichswaſſer
ſtraßenverwaltung aufrecht erhalten, auch gegen ein Arteil des
Stagatsgerichtshofes. Die ſüddeutſchen Republikaner hätten den

Wunſch, im deutſchen Einheitsſtaat aufzugehen.
Dr. Cohnſtaedt Frankfurt a. Main wendet ſich gegen

die noch heute ſo ſtark empfindbaren Nachwirkungen der Klein
ſtaaterei. Jm Zeitalter der Rationaliſierung dürfe man nicht
mehr die Kraftverſchwendung geſtatten. Z. B. Frankfurter

e Bürger die mit der Steuerverwaltung zu tun haben, zu zwin
Hen, deswegen immer erſt eine 200 Kilometer lange Reiſe nach
Kaſſel anzutreten. Notwendig ſei eine geſunde Zuſammen

Faſſung Am den Einheitsſtaat zu fördern, müſſe man ſich mit
dem Gedanken der Schaffung von Reichsländern beſchäſftigen
Preußen müſſe den Anfang machen, ſich zum Reichsland zu ge
ſtalten, dann würden auch die Widerſtände gegen eine Ver
größerung Preußens nicht mehr ſo ſtark ſein. Jn der Schrift
eines Rheinländers würde dieſe Jdee und auch eine annehm
bare Vertretung der einzelnen Reichsländer im Reichsrat dar
gelegt. Nicht nur die ſüddeutſchen Länder, ſondern auch die
weſtdeutſchen Preußen wendeten ſich gegen dieſe allzu umfaſſende

Tätigkeit des großen „Magneten Berlin“. Sie hätten mit den
grünen Tiſchen in Berlin ſchlechte Erfahrungen gemacht und
verlangten auch beim Einheitsſtaat eine genügende Dezentvali
ſierung und Selbſtverwaltung unter Wahrung berechtigter kul
kureller und Stammeseigenheiten.

Dr. Mommſen bezeichnet die Warnung Dr. Peterſens,
auf dem Wege zum Einheitsſtaat einen geſchloſſenen Norden
einem geſchloſſenen Süden gegenüberzuſtellen, als ſehr verech
kigt, wie die Vorgänge, insbeſondere auch beim Zollparlament,
gezeigt haben. Alles Ringen um die Schaffung der deutſchen
Einheit habe in der Miterfaſſung der ſüddeutſchen Länder ge
gipfelt. Politiſch ſei die Stellung der Einzelſtagten durch den
Fortfall der preußiſchen Hegemonie unendlich geſtärkt worden.
Anter Bismarck hätte kein Länderminiſter gewagt, in die
Außenpolitik des Reiches einzugreifen. (Sehr richtig!) Der
Einheitsſtaat könne erſt in Generationen völlig verwirklicht
werden. Erſt müſſe ſtaatspolitiſch die Reichseinheit ſtabiliſiert
werden. Dazu genüge die Ausführung der Weimarer Verfrſ
ſung, da könne die Bürokratenkonkurrenz beſeitigt werden. Es
gebe keine unföderaliſtiſchere Geſchichte als die deutſche. Des
halb werde es nicht ſchwer fallen, allen Volksgenoſſen klarz
machen, daß ſie zuerſt Deutſche und dann erſt Bayern, Preußen
uſw. ſein dürfen. Vor allem müſſe dem Süden die unitariſche
Bewegung geſchaffen werden. (Lebh. Beifall.)

Der frühere badiſche Staatspräſident, Prof. Dr. Hell
pach, begrüßt es, daß der Parteitag die zwei größten Probleme
der deutſchen Zukunft zur Beratung geſtellt habe, nämlich die
Bauernfrage und die Frage des deutſchen Einheitsſtaates. Mit
Recht habe Sombart erklärt, daß demjenigen, der den Bauern
für ſich habe, die Zukunft gehört. Jn der Frage des deutſchen
Einheitsſtaates habe die Jugend aller Richtungen die Kirch
turmpolitik ſatt. Abgelehnt werden müſſe die Schaffung eines
norddeutſchen Großpreußens, da ſie die Bildung einer Donau
föderation ſüdlich des Mains in ihrem ſchlimmſten Sinne zur
Folge haben würde. Ein ſolches Großpreußen würde auch
Schwierigkeiten in der Frage des Anſchluſſes Oeſterreichs zur
Folge haben. Nicht eine Zerſchlagung Preußens komme in
Frage, ſondern nur die natürliche organiſche Gliederung, die
Den Anitarismus nicht erkaufen will mit einem Zentralismus,
Her für Deutſchland nicht paßt. Der Redner kam dann auf die
Aeußerungen des Reichsaußenminiſters Dr. Streſemann Aber
die Konkordatsfrage zu ſprechen und erklärte, ein preußiſches
Konkordat müſſe auf alle Fälle prinzipiell abgelehnt werden,
da Preußen nicht zu einer ſelbſtändigen vertragſchließenden
Macht innerhalb Deutſchlands werden dürfe.

Gefühl

den ſei.

Der frühere Reichsinnenminiſter Dr. Küſlz faßt ſeine Aus
führungen in folgende programmatiſche Sätze zuſammen: Die
Struktur des Bismarckſchen Reiches iſt erledigt. Die Revolu
tion hat die Strukturwandlung des Reiches nicht erkannt. Des
halb bleibt nur der Weg der Evolution übrig Das Ziel wird
nur in zwei Zwiſchenetappen erreicht werden 1. Stagaten, de
ren Eigenſtagtlichkeit nur auf dynaſtiſcher Treue und nicht auf
eigener ſtaatlicher Lebenskraft beruht, haben in der deutſchen
Republik keinen Raum mehr; 2. die Reichsgeſetgebung hat zur
Vorbereitung des Einheitsſtaagtes die ihr von der Verfaſſung
gegebenen Befugniſſe, ſich bei allen reichs allgemeinen Ange
legenheiten veſtlos zu betätigen. Dr. Külz ſchlug als Löſung
die Bildung von vier Reichsländern vor, und zwar 1. ein Reichs
land im Norden Preußen, um die Bildung der Mainlinie zu
vermeiden, 2. ein Reichsland: Mitteldeutſchland, das aus den
Staaten der Provinz Sachſen, Thüringen, Heſſen und den da
zwiſchen liegenden preußiſchen Gebietsteilen beſteht, 3. Süd
deutſchland und 4. Oeſterreich. Damit werde ein Prädominium
Preußens verhindert. Dr. Külz betonte, daß in erſter Linie
der Einheitsſtaat nur erreicht werde durch eine Erziehung zum
Einheitsvolk. Man ſolle deshalb immer von einem Einheits
volk im Sinne der deutſchen Nation ſprechen. Hier liege eine
große, dankenswerte Aufgabe der demokratiſchen Partei.

Fifcher Stuttgart bezeichnet die angedeutete Möglich
keit, daß etwa durch Schaffung eines norddeutſchen Einheits
ſtaates ein ſüddeutſchöſterreichiſcher Donauſtaat partikulariſti
ſcher Art gefördert werden könne, als einen Selbſtmordgedan-
ken, der jedenfalls in Württemberg keinen Boden findet. Für
die Erzielung des Einheitsſtaates ſei die Schaffung einer neuen
wirklichkeitsgemäßen Baſis für den Geſchichtsunterricht in allen
Schulen notwendig. Wenn man aber dem ganzen Volke nicht
wiede eine ſtarke, zukunftweiſende Jdee gebe, dann werde die
Stagatsreſtgnation immer ſtärker werden.

Der badiſche Kultusminiſter Le r s erklärt, daß zwar in Ba
den Stimmung für den Einheitsſtaat vorhanden ſei, aber noch
nicht ſo, daß man ohne Gefahr etwa mit der Agitation dieſes
Gedankens in den Wahlkampf gehen könnte. Es gebe eine Reihe
berechtigter Einwände gegen eine zu vaſche Durchführung der
alleinigen Regierung Deutſchlands von Berlin aus. Grund
ſätzlich ſtehe man aber in Süddeutſchland ſchon jetzt nicht mehr
überall dem Einheitsſtaat ablehnend gegenüber, und es würde
eine ſehr große Gefahr ſein, etwa die ſüddeutſch. Staaten außer
halb der Beſtrebungen für den Einheitsſtaagt zu laſſen. Die
Reichsregierung müſſe beſtrebt ſein, der Länderbevölkerung das

beizubringen, daß ſie Vertrauen haben dürfe in eine
Reichsregierung, die nicht bloß nach norddeutſchen Begriffen
arbeite.

Damit ſchließt die Ausſprache
Jn ſeinem Schlußwort wendet ſich Miniſter a. D. Koch

gegen die von den Debatterednern gegen ihn erhobenenen Vor
würfe, daß er mit zuviel Vorſicht an die Frage Groß Hamburg
und an die der Schaffung der Reichseinheit auf dem Wege über
ein großes Preußen herangetreten ſei. Was zur Groß-Ham-
burg Frage auf einem Parteitag geſchehen könne, habe der De
mokratiſche Parteitag durchgeführt. Er ſei ſich einig darin, daß
das Hamburger Hafenintereſſe ein deutſches Jntereſſe iſt. (Sehr
wahrl) Die Refchsverfaſſung verpflichte in Artikel 18, Abſ.
das Reich, dafür zu ſorgen, daß überall in Deutſchland die Gren
zen ſo gezogen werden, daß die wirtſchaftlichen und kulturellen
Höchſtleiſtungen erzielt werden können. Der Reichsinnen
miniſter dürfe ſich der Verpflichtung einer Vermittlung in ſol
chen Konfliktsfällen nicht entziehen.Bei ſeinen Ausführungen zu den Darlegungen der eng

nen Diskuſſtonsredner hebt Koch hervor, daß eine inter
eſſante Statiſtik für den Einheitsſtaat in den Feſtſtellungen des
Sparkommiſſars über die Verwaltung Braunſchweigs vorhan

Es ergebe ſich aus dieſer Statiſtik z. B., daß der Land
tag in Preußen auf den Kopf der Bevölkerung 18 Pfennige, in
Braunſchweig 59 Pfennig koſte, und daß der Reichsrat jeden
preußiſchen Bürger mit 31000 Pfennig, den braunſchweigiſchen
aber mit je 13 Pfennige belaſtet. Eine braunſchweigiſche Zeit
ſchrift für Rechtspflege ſcheine weiterhin jetzt in der Tat über
holt zu ſein (Heiterkeit). Es ſeien noch eine große Menge Ru
dimente in den Ländern zu beſeitigen.

So gebe es z. B. auch in Hamburg noch heute mitten zwi
ſchen den alphabetiſch aufgeführten Konſulaten noch ſolche für
Sachſen, SachſenWeimar- Eiſenach und verſchiedene andere deut
ſche Länder. Die Selbſtverwaltung müſſe wieder durch ver
antwortliche Aufbringung der eigenen Mittel geſtärkt werden.
Notwendig ſei eine umfangreiche Durchführung der Freizügig
keit der Beamten zwiſchen Reich und Ländern. Ein großer
Teil des kleinſtaatlichen Elends liege darin begründet, daß
wir ſo viele Beamte in den Ländern haben, die über die
Grenze ihres eigenen Landes nicht hinausſehen.
Luppe, die Juſtiz ſchon jetzt zu verreichlichen, fände durchaus
ſeine Zuſtimmung. Es würde aber ein Fehler ſein, ſchon
jetzt klar auszuſprechen, unter welchen Umſtänden einmal am
Schluß der ganzen Entwicklung zum Einheitsſtaat Preußen
im Reiche aufgehen ſolle. Es ſei gefährlich, über die Bildung
eines großpreußens zu einem Einheitsſtaat gelangen zu wol
len. Wenn es ſich hier auch nur um eine Zwiſchenlöſung
handeln ſolle, ſo muß doch mit Sicherheit damit gerechnet wer
den, daß die ſüddeutſchen Staaten die Endlöſung machen wer
den. Vor dieſem Wege könne nicht genug gewarnt werden.
Auch müſſe jeder Gegenſatz zu Süddeutſchland vermieden wer
den. Man müſſe den Süddeutſchen vielmehr entgegenkommen
durch die Tatſache: Anitarismus aber auch Dezentvaliſation!
Jn erſter Linie komme es darauf an, an die Empfindung und
Geſinnung der deutſchen Mitbürger zu appellieren, die Frage
der Souveränität der Länder aus den Köpfen der Menſchen
herauszubringen und den politiſch untragbaren gegenwärtigen
Zuſtand immer wieder darzulegen.

Man müſſe die Macht einer Einheitsbewegung in dieſer
Frage in Deutſchland erwecken. Der Redner ſchloß ſeine Aus
führungen mit den Worten: Jch bin ein Deutſcher, und nur
das deutſche Jntereſſe kann in dieſer Angelegenheit für mich
maßgebend ſein.

Oberbürgermeiſter Dr. Luppe betonte in ſeinem Schlußwort
die Notwendigkeit, die Bevölkerung für den Gedanken des
Einheitsſtaates zu gewinnen. Es ſei Falſch, anzunehmen, daß
in Deutſchland nicht der größte Teil des Volkes von der Not
wendigkeit des Einheitsſtaates überzeugt ſei. Auch in Bayern

Der Antrag

gewinne dieſe Ueberzeugung immer mehr an Voden. Die
paganda für den Einheitsſtaat ſei eine große hiſtoriſche
gabe der Demokratiſchen Partei

Darauf fand folgende Entſchließung einſtimmig Annah
„Der 7. Parteitag billigt die Leitſätze des Partei

ſitzenden in der Frage des Einheitsſtaates. Er kennt
neuen Deutſchen Reiche nur eine Souveränität, die in
Weimarer Verfaſſung begründete Souveränität des dent
Volkes. Der Parteitag bekennt ſich zum dezentraliſie
deutſchen Einheitsſtaat, weil er die Erfüllung Des t
jährigen Sehnens des deutſchen Volkes iſt, und weil imalter der Rationaliſterung die Reibungen und Verſchwen

gen beſeitigt werden müſſen, die ſich aus dem gegenwärt
Zuſtande der Vielregiererei ergeben. Der Parteitag for
den Reichstag und die Landtage auß die Notwendigkeit
Entwicklung des deutſchen Einheitsſtaates bei allen ge
geberiſchen Maßnahmen entſchloſſen ins Auge zu faſſen.

Angenommen wurden ferner folgende Anträge
„Der Parteitag erſucht die Reichstagsfraktion, im Ref

tag die Uebernahme der Juſtizverwaltung der Länder in
Reichsverwaltung zu beantragen.

„Der Parteivorſtand wird beauftragt, einen Ausſ
einzuſetzen, welcher die Wege, die zum Einheitsſtaat füh
prüft und beſtimmte Vorſchläge für die Durchführung e
arbeitet

Die Demolratiſche Partei in
Negiergeng und Oppofütion.
Reichstagsabgeordnete Dr. Gertrud Bäumer.

Die Rednerin führte aus
Die Parteigeſchichte, die mein Bericht zu beleuchten

veicht ungefähr von der Weihnachtskrife von 1925 (der B
kauer Parteitag war am 5. Dezember) bis zur Weihnachtsk
1926, deren Ausläufer und Wirkungen bis zu dieſem Dag
chen und ſich noch nicht erſchöpft haben. Mitten hinein fiel
„kleine Kriſis“ des Flaggenerlaſſes im Mai

Die politiſchen Zeichen, unter denen dieſe Periode bega
waren die Locarnopolitik, die die Deutſchnationalen aus
Regierung hinaustrieb, und die Wirtſchaftskriſis und ihre K
ſequenzen für den Arbeitsmarkt, die der Sozialdemokratie
Eintritt in die Regierung inopportun erſcheinen ließ. So
es zur Minderheitsregierung der Mitte, die auch bei der
nen Kriſis im Mai nicht erweitert werden konnte, weil d
wieder mit dem Volksentſcheid über die Fürſtenabfindung
ſammenfiel, durch den die Sozialdemokratie ſich für den Aug
blick regierungsunfähig gemacht hatte.

Die Aufgabe der Deutſchen Demokratiſchen Partei in
ſer Minderheitsregierung, die nur als Proviſorium angeſe
werden konnte, mußte darin beſtehen, die Außenpolitik Luth
und Streſemanns zu ſtützen, die Steuer und Handelspolitik
früheren Kabinetts Luther zu revidieren, innenpoltitiſch
Fühlung nach links zu erhalten und auf die große Koalit
hinzuarbeiten. Es zeigte ſich ſehr bald, daß unter der Kanz
ſchaft Luthers weder unſere wirtſchafts- und finanzpolttiſe
noch vor allem unſere tinnenpolitiſchen Ziele zu erreichen war
ja, daß die handelspolitiſchen Bindungen auch die Erfolge
Außenpolitik bedrohen. Jnnenpolttiſch beleuchtete der Flagg
erlaß den vorhandenen Kurs eine Brüskierung der Repub
deren ſymptomatiſche Bedeutung und Tragweite, vor allem
ihrer pſychologiſchen Wirkung, leider bis in unſere eigenen
hen hinein unterſchätzt wurde. Nachträglich wird jeder zu
ſtehen müſſen, daß weſentliche politiſche Ziele nicht dadurch
fährdet worden ſind, daß wir eine Entſcheidung herbeifühei
Andererſeits war aber die Wirkung unſeres Gegenſtoßes, di
die Luther fiel, in Verbindung mit der entſchiedenen Halt
des Zentrums gegenüber allen Verſuchen der Rechten, e
Verfaſſungsreviſton einzuleiten, daß die Gegner der Repul
einſehen mußten, daß an ihren ſtaatsrechtlichen Grundle
nicht zu rütteln war. So verlegten ſie die Angriffsbaſis
da ab noch entſchloſſener in die Republik ſelbſt hinein.

Gegen dieſe Gefahr hätte die republikaniſche Front geſch
ſener ſein müſſen als ſte es war. Aus dem Gefühl dieſer N
wendigkeit machte Wirth ſeinen Vorſtoß zur republikaniſe
Sammlung. Aber es fehlte dieſem Vorſtoß an überzeugen
Wucht. Es war zu ſpät, um das Zentrum von ſeinem Wegen
rechts und die Sozialdemokratie von ihrem Abgleiten n
links zurüzuholen. Jedenfalls war eine Zeitſchrift dazu n
ſtark genug.

So kam es zu der Weihnachtskriſis 1926.
Die Weihnachtskriſis von 1926 unterſcheidet ſich von

beiden anderen dadurch, daß ſie nicht durch eine ſachliche p.

ſondern eine reine Mal
kriſis war, ein gleichzeitiger Vorſtoß von Deutſchnationalen
tiſche Frage herbeigeführt wurde,

Sozialdemokratie, um ſich ſelbſt einen Platz in der Minderhe
regierung zu erobern. Für die Deutſchnationalen lag ſo we
ſachlicher Grund vor, die Regierung zu ſtürzen, daß ſie ja ſo
zu dem rein taktiſchen Hilfsmittel greifen mußten, für ein
Antrag der Sozialdemokratie zu ſtimmen, den ſie ſachlich
lehnte, nur um die Regierung in die Minderheit zu bring
Die Sozialdemokratie ſetzte den ſtrategiſchen Fehlern, die
ſeit der Locarnokriſis gemacht hatte, die Krone auf, indem
die Fragen der Reichswehr zur Grundlage ihres Vorſtoßes
gen die Regierung wählte. Wenn ſie vorher, in unbegreiflis
taktiſcher Anſicherheit, gemeint hatte, gleichzeitig Arm in A.
mit den Kommuniſten den Volksentſcheid über die Fürſtene
eignung machen und die große Koalition oder die Wein
Koalition unter Duldung der Volkspartei vorbereiten zu ki
nen, ſo war ſie ſich bei ihrem Vorſtoß im Dezember anſcheine z

dieſe Fragen der Rüſtunicht klar darüber geworden, daß ſich
und der Reichswehr, insbeſondere in der agitatoriſchen A
machung von Scheidemann, wirklich nicht dazu eigneten,
Volkspartei für eine Erweiterung der Regierung nach links
gewinnen.

Daß dieſe Erweiterung der Zweck des Vorſtoßes war, m
ſeiner ſpäteren Rede zu

Wenn dieſes Zeugnis nic
Breitſcheid dem Außenminiſter in
Etat ausdrücklich ausgeſprochen.
vorläge, ſo würde es einem noch heute ſchwer werden, zu glo
ben, daß wirklich ein Parteiführer ein ſolches Maß von kak
ſcher Angeſchicklichkeit entfalten konnte wie Scheidemann m
jener Rede.
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du Die Aber vermutlich hätte auch eine geſchicktere Rede damals
hitoriſhe Situation nicht geändert. Denn die Deutſche Volkspartei

e ſchon optiert. Die Sozialdemokratie hatte ihren Zeipunkt
nmig An haßt Sie mußte die Seele der Deutſchen Volkspartei genug

be Pale nen, um zu wiſſen, daß n u r in einem Augenblick eine Aus
Er kennt auf die große Koalition war, in dem aus ſchlechthin zwin
i die n den ſachlichen Gründen die Deutſchnationalen für die Re
äk des deu rungs bildung nicht in Betracht kamen. Die letzte Chance der

äöentkralif zialdemolratie war die Kriſts von 1925! Aber die Sozial
ung des taſ nokratie gab den Deutſchnationalen Zeit, ihre Schwenkung
weil im Locarno und Völkerbund in einem auf die Seelenverfaſſung
d Veiſhwen r Wähler abgeſtimmten Tempo zu vollziehen. Die Sozial

gegenwän notkratie hielt den Deutſchnationalen den Platz in der Min
ürkeitag ſo heitsregierung frei, da ſie ihn ſelbſt nicht zu beſetzen wagte
lwendigke nährte mit den Hoffnungen, den leeren Platz doch noch zu
bei allen h ehen, den Machtappetit ihrer Gegner ſo, daß er ſich ſchließ

e zu faſt ſogar das Bekenntnis zur Republik abrang. Der Thron
ti n Frankreich iſt eine Maſſe wert, oder mit den Worten des
tion im d aſen Weſtarp „nicht die Staatsform entſcheidet, ſondern der
r Länder aat Auch wenn die Macht nur vom Volbe ausgeht, und

cht von Gottes Gnaäden, non olet ſie iſt in jedem Falle
einen Aue z und begehrenswert.
itsſtaat füh And ſo ſtehen wir heute vor der Situation, daß die Schick
tchführung e der Republik in den Händen ihrer Gegner liegen, und wir

ben Gelegenheit zu erproben, wie weit der reine Buchſtabe
Reichsverfaſſung imſtande ſein wird, den Volksſtaat zu

W antieren. Wir werden dabei vorausſichtlich ſehr trübe Er
tei im hrungen machen, und das Wort des Grafen Weſtrp, daß es

tion
äumer

dem Sinne erleben, daß auch die Fundamente einer demo
atiſchen Republik dem wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen
udalismus ein brauchbares Piedeſtal liefern wenn die Re
blikaner ſie nicht zu verteidigen wiſſen.
Wir wollen uns die grundſätzliche und reale Bedeutung der
enwärtigen Lage nicht verſchleiern. An ſich war der Ja
ar dieſes Jahres ein epochaler Einſchnitt in der Geſchichte
ſerer jungen Republik, der Beginn einer ſehr kritiſchen Pe
de Die junge Pflanzung iſt dem Experiment ausgeſetzt, daß
der Bock zum Gärtner geſetzt wurde, nachdem man ihm vor
das Verſprechen abgenommen hatte, die Wurzeln zu ſchonen.
Solche Verſprechen gegen die Natur ſind, realpolitiſch ge
hen, eine ſehr leichte Ware
Das Zentrum verſucht, die Regierungserklärung vom Ja

ar 1927 als einen großen Sieg des republikaniſchen Gedan
Pns hinzuſtellen. Es ſei dem Zentrum gelungen, die ehemaligen
egner der Republik unter ein caudiniſches Joch zu zwingen.
e hätten nicht nur die Republik als ſtaatliche Wirklichkeit
nerkannt, ſondern ſogar auch die Legitimität der Republik zu
ſtehen müſſen. So durfte ſich das Zentrum in der neuen
Joalition geſtatten, über den einen Sünder, der Buße tut, mehr
freude zu einpfinden, als über die 99 Weimarer Gevrechten,
ie der Buße nicht bedurften.

Hatte er Buße getan?
Jedenfalls hat er von dem Begriff der reſervatio mentalis,

uf den das Zentrum ſich je eigentlich verſtehen muß, einen
eitgehenden Gebauch gemacht. Herr Dr. Everling beeilte ſich,

hen on n Lokalanzeiger zu verſichern, daß die Regierungserklärung
e Ecſolg eder unterſchrieben noch beſchworen, ſondern nur gebilligt
der u orden ſei. Volksparteiliche Stimmen beſchwerten ſich, daß die
der Rel eutſchnationalen Blätter die Erklärung „als Makulatur be
vor al vachteken.“ Die Zentrumspreſſe ignorierte u. a. dieſe Tat

eigenen ache, die den ſogenannten republikaniſchen Sieg in ein etwas
d jeder weifelhaftes Licht vückten und es war doch eigentlich charak
gt dadur eriſtiſch, daß die Zentrumsfraktion ſich durch den unentwegt
herbeiſth weiter propagterten Monarchismus der Koalitionsgenoſſen nie
eiſtoßen nals zu einer Aktion herausfordern ließ, wie ſte bei der erſten
denen ha Abtrünnigkeit vom Regierungsprogramm in den Kulturfragen
Rechten ort einſetzte.
der Re Für die Stellung der demokratiſchen Partei zur Regierung
n Grutdl ſt die Frage entſcheidend, ob dieſe Regierung in irgend einem
riffehiſ Sinne eine Feſtigung der Republik bedeutet, und ob wir durch

fnein. enſere Mitwirkung dieſe ihre Bedeutung hätten verſtärken
Front vnnen.
t dieſe Was bedeutet dieſer Brückenzoll der Anerkennung der Re
publttin püblik, den das Zentrum den Deutſchnationalen für den Einzug
Uber in die Regierung auferlegte?
nem W Vielleicht eine ausdrückliche Beurkundung eines an ſich
lbgleiten vorhandenen Zuſtandes. Das Hinüberwechſeln der Gegner der
ift da Republik auf republikaniſchen Boden bedeutet das Zugeſtänd

nis, daß in der Oppoſition nichts mehr zu holen, daß die Re
publik von außen her, aus der Front der Oppoſition, nicht mehr

u erſchüttern iſt. Das war auch ohne dieſe ausdrückliche An
erkennung der Deutſchnationalen ſo. Aber es iſt eine Klärung
der tatſächlichen Situation, daß ſie ihr Siegel darunter geſetzt
haben. Jm übrigen werden vielleicht durch das Zugeſtändnis
der Legitimität, auf das das Zentrum ſo ſtolz iſt, gewiſſe Argu
mente, die ſo wie ſo nicht mehr zogen, aus der Diskuſſion ver

ja ſchwinden. Das iſt aber auch alles
Wem unter dem Eindruck des ſchwarzrot goldenen Schim

mers der Richtlinien ſchönere Jlluſionen noch blühten, der wird
Purch die letzten Vorgänge im Reichsminiſterium des Jnnern

wohl geheilt ſein. Wenn die Deutſchnationalen im Sinne der
Richtlinien Hüter der Republik ſein wollen, ſo iſt ein Grund,
den republikaniſchen Miniſterialdirektor der Verfaſſungs Ab
teilung zu entlaſſen, um ſo weniger erkennbar, als ja die
Deutſchnationalen es immer entrüſtet abgelehnt haben, ſich in
ihrer Perſonalpolitik von reinen Futterkrippenrückſichten leiten
zu laſſen. Mir ſcheint, daß dieſe Perſonalveränderung im
Reichsminiſterium des Jnnern die Sachlage, den Sinn der
Koalition auf das draſtiſchſte kennzeichnet. Das Zentrum nimmt

Die Kulturabteilung und überantwortet dafür die Verfaſſungs
auſ abteilung dem pommerſchen Uradel. Das iſt ſehr deutlich

Hälten wir es hindern können? Sicher nicht. Wenn das
ma Zentrum dieſe Brüskierung der Republik billigt, ja mit voll

M zieht, und die Deutſche Volkspartei ſie geſchehen läßt oder ge
un ſchehen laſſen muß, ſo hätte eine demokratiſche Stimme im

beleuchten

v (der
Weihnachtt

leſen
hinein i

eriode be

malen aus

und ihre
demokratie

ließ. S
h bei der

iite, weil d

nabfindung

ür den Ah

Partei i
im angeſſ
volitik Lulh

delspolitit

politiſch

oße Koalit

der Ha
anzpolitiſch

e Kabinett daran nichts ändern können.
un Eine Verantwortung für ſolche Methoden, die Republik als

e z einzige ſtaatliche Wirklichkeit zu bejahen, konnten und können
n wir nicht mit übernehmen. Unſer Dienſt an der Republik kann

nur in der Oppoſition geleiſtet werden. Wir können keine
Schrittmacher ſein, wenn das Reichsminiſterium des Jnnern

eniger auf die Staatsſorm als auf den Staat ankomint, auch

am Platz der Republik zu einem Vorpoſten des hinterpommer
ſchen Feudalismus wird.

Dieſe unſere Haltung iſt diesmal von unſeren Freunden
wohl faſt einmütig gebilligt worden. Es gibt kein Für und
Wider dabei abzuwägen. Eine Regierung, zuſtandegekommen
als reiner Machtſinn der Rechten, aus einer erfolgreich vom
Zaun gebrochenen Kriſis, kann von uns nicht unterſtützt werden,
denn der konſequente Sinn ihrer Exiſtenz iſt, die Deutſchaatio
nalen in der Regierung zu inſtallteren

Die Frage, ob wir in der Oppoſition veterländiſche Auf
gaben geſfährden, kann uns darum nicht erſpart werden. Dieſe
Frage muß vor allem beantwortet werden für die Außenpolitik.

Die Außenpolitik Streſemanns iſt von den Deutſchnatio
nalen gleichfalls anerkannt worden. Huſſong hat zwar im
Lokalanzeiger geſagt, die Deutſchnationalen hätten das Ver
tragswerk von Locarno nur in dem Sinne als Tatſache aner
hannt, wie man die Zuckerkrankheit, wenn man ſie habe, als
Tatſache anerkenne. Und Graf Weſtarps Reden haben ſeither
dieſe Auffaſſung beinahe beſtätigt und ſind im weſentlichen noch
in derſelben Richtung verlaufen, wie ſeine Abſtimmung im
Auguſt vorigen Jahres im Auswärtigen Ausſchuß, als er einen

e

Franen ger
Donnerstag, den 12. Mai, nachmittags 4 Uhr im

Hotel „Weißer Bär“ Weinfaßſtr. 6

Vortrag
von Frl. G. Wittſtock über

Frauenarbeit und Völkerbund

Gäſte ſtets willkommen.

Antrag der Kommuniſten zuſtimmte, Deutſchland ſolle ſeine
Anmeldung zum Völkerbund zurückziehen. So erfreulich es iſt,

daß die Deutſchnationalen zurückgekommen ſind von der Auf
faſſung, der Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund ſei ver
faſſungsändernd, weil ſouveränitätsmindernd und der Locarno
vertrag ſei deshalb ungültig, weil er nicht mit Zweidrittel
mehrheit beſchloſſen ſei die Locarnopolitik anerkennen be
deutet natürlich nur dann etwas, wenn damit der Wille aus
gedrückt wird, ſie geradlinig und aufrichtig weiterzuführen.
Das heißt nicht allen Enttäuſchungen gegenüber die Ewigzu
friedenen ſpielen, das heißt nicht. alle Rückſchlage und Still
ſtände beſchönigen, ſondern das heißt: zäh und konſequent die
einzigen Machtmittel eines waffenloſen Volkes ausnutzen und
die nationale Politik klug einbauen in die von ſtärkeren Mäch
ten als die eigenen getragene und getriebene Politik der euro
päiſchen Konſolidierung. Nun ſind wir außenpolitiſch, ſoweit
die deutſchen Jntereſſen in Frage kommen, in einer ſchmerzzlichen
Stagnation. Das Ergebnis von Thoiry iſt in Nichts zerron
nen. Auf die „Rückwirkungen“ des Locarnovertrages in dem
Ausmaß, wie wir ſie zu erwarten ein Recht hatten, warten wir
heute noch. Das Ergebnis der Abrüſtungsberatungen iſt minus
null. Denn mit dem objektiven Nichts hängt das ſubjektive
Minus einer ſtarken Vertrauensminderung in dieſes weſent
lichſte Ziel des Völkerbundes zuſammen. Anter dem Druck die
ſes negativen Ergebniſſes die weitere Zerſtörung unſerer Oſt
feſtungen vornehmen zu müſſen, iſt eine bittere Aufgabe

Wir ſind weit davon enkfernt, dieſen Stand der Dinge zu
beſchönigen. Aber die Politik von Locarno iſt durch ihn nicht
widerlegt. Die wenn auch unzureichenden Erfolge, die
wir zu verzeichnen haben, hätten auf keinem anderen Wege er
reicht werden können. Die Deutſchnationalen wußten auch in
der Zeit ihrer blühendſten Kritik an Locarno keinen anderen
Weg, und die jetzige Anerkennung iſt ihnen zweifellos durch
dies Vacuum in ihrer eigenen außenpolitiſchen Phantaſie er
leichtert worden.

Aber die deutſche öffentliche Meinung iſt unglaublich ſan
guiniſch, und leider laſſen ſich manchmal die Außenminiſter von
dieſem Sanguinismus anſtecken. Sie will die politiſchen Er
folge wachſen ſehen, wie den Rizinus des Propheten Jong, der
nach einem Tage ſchon ſein Haupt beſchattete. Es war gewiß
ein Fehler in der Behandlung der deutſchen öffentlichen Mei-
nung, daß im vorigen Jahr das Frühſtück von Thoiry ſo ein
ſeitig in den Brennpunkt der Aufmerkſamkeit gerückt wurde, daß
alle politiſchen Hoffnungen ſich auf die hohe, aber unſichere Ge
winnchance dieſer Pläne konzentrierten, und der Eintritt in
den Völkerbund ſelbſt nur im Lichte dieſer Hoffnufgen geſehen
wurde. So begriff man nicht, daß mit dem Eintritt in den
Völkerbund Deutſchland eine neue außenpolitiſche Methode er
wählt hatte, durch die es erſt allmählich Boden gewinnen konnte.
Daß es ſein Schickſal mit dem Schickſal von Jdeen verknüpft
hatte, die ſich ſelbſt erſt allmählich zu maßgebenden geſchicht
lichen Mächten entfalteten. Mit einem Wort: man begriff
nicht Weſen, Ausſichten, Rhythmus der Völkerbundspolitik, und
daß die deutſche Mitarbeit nichts anderes als ein Wirken auf
ſehr weite Sicht ſein kann, ſo wie die Dinge liegen. Ein Wir-
ken, das alle Mittel der moraliſchen Propaganda: die poſitive
kongeniale Mitarbeit an der Verwirklichung der Völkerbunds-
idee, die kongeniale Teilnahme an der gemeinſamen Kultur-
arbeit des Völkerbundes aufrichtig und taktvoll anwenden ſoll.

Denn woher ſoll denn beiſpielsweiſe der neue Anſtoß kom
men, der die Abrüſtung über den gegenwärtigen toten Punkt
hinaushebt, wenn nicht aus den aufrichtig pazifiſtiſchen Kräf
ten des Völkerbundes ſelbſt? Die Völkerbundsverſammlung
im Herbſt wird ſo oder ſo mit dem negativen Ergebnis
der Abrüſtungsverhandlungen abzurechnen haben. Die ein

gen eine faſt drohende Hältung angenommen.

zige Hoffnung, daß der Stein wieder ins Rollen kommt, wäre
ein leidenſchaftlicher Appell aus der Breite der Verſammlung
heraus, der die noch 1926 von Lord Robert Cecitl betonte
Verknüpfung der Exiſtenzberechtigung des Völkerbundes mit der
Aufgabe der Abrüſtung energiſch zur Geltung brächte.

Aber könnte man ſich vorſtellen, daß Graf Weſtarp ein über
zeugender Vertreter dieſer Miſſion wäre? Die Frage aufwer-
fen, heißt in einem BVilde erfaſſen, wie durchaus den Deutſch
nationalen die innere Dispoſition für Völkerbundspolitik fehlt,
und wie ſchwer ihre außenpolitiſche „Note auf die Völker
bundspolitik einzuſtimmen ſein wird. And noch weniger wer
den die Deutſchnationalen die erfolgreichen Träger der deut
ſchen Politik ſein können, wenn einmal wirklich die Frage der
deutſchen Wehrmacht als ſolche aufgeworfen werden muß.

Trotzdem iſt nicht anzunehmen, daß das Kabinett in den
außenpolitiſchen Fragen zerfallen wird. Einfach deshalb nicht,
weil die Deutſchnationalen hier irgendeine eigene Aktivität zu
entfalten weder die Phantäſte noch den Mut haben werden.

Die Deutſche Demokratiſche Partei wird jedenfalls in der
Oppoſition wie in der Regierung ſich dafür einſetzen, daß die
deutſche Politik an den Grundlagen des Werkes von Locarno
feſthält nicht nur im äußeren juriſtiſchen Sinne, ſondern in
dem ſie die Rechte und die Ziele Deutſchlands vertritt auf der
Grundlage und im praktiſchen Zuſammenhang mit der euro
päiſchen Befriedung. Die Demokratiſche Partei wird dabei auch
vor allem alle die nichtpolitiſchen Mittel wirtſchaftlicher und
kultureller Verſtändigung pflegen, die dem außenpolitiſchen
Leben die realen Unterlagen in den Jntereſſen und in der
ſeeliſchen Verfaſſung der Völker geben.

Aber die Außenpolitik wird vorausſichtlich nicht das
Feld einer hervortretenden Aktivität der Regierung ſein. Dieſe
Aktivität werden wir auf dem Gebiet der Kulturpolitik zu er
warten haben.

Der Ehevertrag zwiſchen Zentrum und Deutſchnationalen
iſt im weſentlichen auf der Grundlage der geiſtigen Güter
gemeinſchaft der ſchulpolitiſchen Jdeale geſchloſſen worden. Sie
iſt z. T. ein ſchulpolitiſcher Zweckverband. Schulgeſetz und Kon
kordat rücken ſichtlich in den Mittelpunkt der Politik der näch
ſten Zeit.

Unſere Stellungnahme zu dieſen Fragen liegt in den Be
ſchlüſſen des Kulturausſchuſſes vor. Aber ich muß einige Er
klärungen dazu geben.

Zunächſt über den Geiſt, aus dem heraus wir dieſen Kampf
führen. Das Zentrum hat in der letzten Zeit in dieſen Din

Einerſeits, in
dem es an die Adreſſe des Liberalismus entſchiedene Warnun-
gen vor einer Wiederbelebung des Kulturkampfes ergehen ließ,
andererſeits, indem es der Entſchloſſenheit des „katholiſchen
Volkes“ Ausdruck gab, für die katholiſchen Kinder die katho
biſche Volksſchule zu erobern bezw. zu ſichern. „Wir werden
nicht ruhen noch raſten,“ ſo ſagte Marx auf dem Katholikentag
in Stuttgart, „und wir werden auf nichts verzichten und nicht
um Haaresbreite nachgeben, bis wir dieſes Ziel erreicht haben.
Die Geſchichte hat es erwieſen, und unſere Gegner kennen ganz
genau die Bedeutung des weiteren Satzes? Wenn das katho
liſche Volk etwas will, ſo kann das katholiſche Volk um dieſes

Willen ſterben, aber nachgeben und ſich ergeben wird das katho

liſche Volk nicht. e e SWir ſind weit entfernt davon, einen Kulturkampf von un
ſerer Seite her zu inſzenieren. Wir lehnen es grundſätzlich ab,
Weltanſchauungen mit politiſchen Mitteln zu bekämpfen. Für
uns iſt die Auseinanderſetzung der Weltanſchauungen eine dein
geiſtige Angelegenheit, mit der der Staat nichts zu tun haben
darf, eine reine Frage der unbedingten perſönlichen Freiheit
Je höher die religiöſe Kultur eines Volkes ſteht ſo meinen
wir umſo empfindlicher wird ein Volk gegen jede Art geiſti
ger Vergewaltigung, gegen jeden Eingriff des Staates in das
Glaubensleben des Einzelnen oder der Glaubensgemeinſchaften
ſein. Wir wollen auch dem katholiſchen Volk die katholische
Schule zugeſtehen unter den Vorausſetzungen, die von der Ver
faſſung vorgeſehen ſind, d. h. auf Antrag von Erziehungsberech
tigten und unter Wahrung des geordneten Schulbetriebs. Die
ſen Vorausſetzungen hat das Zentrum ſeiner Zeit zugeſtimmt,
und wir verſichern dem katholiſchen Volk, daß es nicht not
wendig ſein wird zu ſterben, um ſie erfüllt zu bekommen.

Aber was uns ſelbſt aus ſolchen wie den zitierten
Aeußerungen entgegenklingt, das ſcheint doch ſchon faſt ein Kul
turkampf von der entgegengeſetzten Seite her. Und den lehnen
wir ebenſo entſchieden ab. Wir lehnen ihn ab in der Form
des Konkordats, und wir lehnen ihn ab in der Form jener
Amdeutung des Art. 146 der Reichsverfaſſung, die ſeit Jah
ren ſyſtematiſch betrieben wird, und deren Auswirkung wir
noch in der Regierungserklärung finden: die Amdeutung der
Reichsverfaſſung nämlich im Sinne der Gleichberechtigung der
drei Schularten.

Warum und in welchem Sinne lehnen wir ein Konkordat
ab? Gewiß, es gibt Fragen, z. B. vermögensrechtlicher Natur,
über die Staat und Kirche Verträge ſchließen können dann
aber mit den verantwortlichen Jnſtanzen der Landeskirchen.
Was wir aber als Jnhalt ſolcher Verträge ablehnen, ſind alle
Fragen der Geſtaltung des Bildungsweſens. Was wir ableh
nen, iſt die Veräußerung der ſchulpolitiſchen Staatshoheit, die
Veräußerung der Volksvechte der Geſetzgebung über ein Gebiet,
auf dem eine Nation ihre geiſtige Zukunft geſtaltet. Jedes
Konkordat, das die freie Verfügung einer Nation über ihr
Bildungsweſen gegenüber einer außerſtaatlichen Macht ver
kraglich bindet, iſt eine für uns unerträgliche geiſtige Sou
veränitätsminderung.

Der Weg der Länder konkordate brächte nach dem bayeri
ſchen Vorbild die weitere Gefahr, daß die Länder, wie in Bayern
bereits geſchehen, nicht nur ihre eigene Schulhoheit, ſondern
auch die des Reiches mit verkaufen. Auf dem Wege von Län
derkonkordaten mit ganz verſchiedenartiger Abgrenzung der Ein
flußſphären von Staat und Kirche würde ein neues Bild der
Zerriſſenheit entſtehen, und das Reich würde jeden Weg einer
etwaigen künftigen Reichsgeſetzgebung mit unüberwindlichen
Hinderniſſen verbarrikadiert finden.

Darum ſind wir zunächſt gegen das Konkordat als Form
der Regelung von Bildungsfragen.

Was den Jnhalt angeht, ſo fällt die Frage des Konkordats
zuſammen mit der Frage des Reichsſchulgeſetzes. Daß es ſich
bei beiden Fragen um dieſelben grundſätzlichen Dinge, um die



volle Anmöglichkeit, die Volksſchule auf
Grundlagen zu ſtellen,
dungsweſen beruht.

Zwiſchen den Koalitionsparteien zu verhüten, indem ſie in je

mal wieder um andere Güter kämpfen lerne als um Haus
zinsſteuer und Handelsverträge

ben, ſo muß uns die Freiheit ein ebenſo unantaſtbarer Grund
ſätz ſein. And in dieſer Feſtigkeit wird erſt der Kampf wirklich
eine Leiſtung des deutſchen Jdealismus ſein.

auf Wartegeld geſetzt und dem Anbruch der geiſtesgeſchichtlichen
Epoche noch ein Moratorium gewährt werden.

ihres Kulturtages durch einen
nicht getötet werde.
der Oppoſition am richtigen Platze

der Oppoſition zu ſagen.
chen, indem wir einerſeits
ſchlüſſen drängen, zu denen ſie als ſolche nicht die Jnitiative
nehmen würden.
ſpielsweiſe beim Etat einen ſolchen produktiven Beſchluß: die
Herbeiführung einer größeren

ſelben Gegenſätze und dieſelben Gefahren handelt, das beginnt
jetzt den proteſtantiſchen Kreiſen allmählich klar zu werden.

Ein Reichsſchulgeſez man braucht nur den Gürichſchen
Entwurf mit dem bayeriſchen Konkordat zu vergleichen
vermag übrigens in ſeinem Jnhalt genau denſelben Hewiſſens
zwang und Klerikalismus in die Schule zu tragen wie ein
Konkordat!

Heute ſteht man, wie an dem Wort Konkordat“ die pro
teſtantiſche Bevölkerung aufwacht, und durch die geſchichllichen
Erinnerungen, die mit dieſem Begriff zuſammenhängen, ſich ihr
die Augen auch für die grundſätzlichen Fragen des Reichsſchul
geſetzes öffnen, die ſie vorher nicht erkannte Der Evangeliſche
Volksbund in Württemberg, der volkskirchliche Verband für
evangeliſche Freiheit, die Organiſationen der Religionslehrer,
zahlreiche Einzelkundgebungen von Gemeinden, pädagogiſchen
und religiöſen Vereinen zeigen die wachſende Klarheit.

Anſere Gegner, beſonders die Deutſchnationalen, führen
natürlich den Kampf gegen uns alle gegen die religiös Gleich
gültigen, die kein Verſtändnis für die Werte chriſtlicher Er
ziehung“ haben.

Wir möchten mit Nachdruck betonen, daß auch die Grund
lagen unſerer Stellung religiöſe Grundlagen ſind. Aber wir
wiſſen, daß nach dem Lutherwort der Glaube ſich nicht zwin
gen läßt, und gerade um der Anantaſtbarkeit des Glaubens
willen iſt es uns ein unerträglicher Gedanke, daß der Staat ſich
dazu hergeben ſoll, direkt oder indirekt das religiöſe Leben zu
kontrollieren.

Wir wollen, daß die Schule die Einführung in Weſen und
Lehre der Konfeſſtonen als der geſchichtlichen Träger des reli
giöſen Lebens unter Wahrüng voller Gewiſſensfreiheit für Kin
der, Eltern und Lehrer anbietet, und wir ſind ſicher daß ein in
dieſer Sphäre voller Freiheit lebender Religionsunterricht die
reinſten und lebendigſten Wirkungen haben wird.

Die Elternrechte finden wir am beſten gewährleiſtet, wo die
Eltern nicht gezwungen ſind, ihre Kinder in einer von ihren
Aeberzeugungen abweichenden Art religiös erziehen zu laſſen.
Wo Eltern und Lehrer ſich zur engeren religiöſen Geſinnungs
gemeinſchaft in der Schule zuſammenfinden, wollen wir ihnen
die Wege öffnen, die die Verfaſſung ihnen weiſt.

Aber wir erkennen auch immer klarer die Gefahren der
„Antragsſchule“, je mehr der Schülkampf in Fluß kommt. Die
Foderung der Anterſtellung des geſamten Unterrichts unter den
Geiſt des Bekenntniſſes hält die Volksſchule in einem Zuſtand
von vor 200 Jahren feſt.

Im Gemeindeblatt der Drinitatisgemeinde in Dresden ſtand
zu der Zeit, als der amerikaniſche Affenprozeß ſpielte, u. a. fol
gendes zu leſen Den Darvinismus muß jeder fromme Chriſt
als eine mit dem bibliſchen Chriſtentum unverträgliche Lehre
ablehnen. Der Darvinismus iſt eine bloße Annahne,
eine gelehrte Hypotheſe Dieſen Darvinismus gegen die
chriſtliche Lehre auszuſpielen das kann ſich der Chriſt bei
aller Hochachtung vor der Naturwiſſenſchaft nicht bieten laſſen.
Wir halten feſt am Worte Gottes, und eine beſonnene Natur
wiſſenſchaft wird es niemals beſtreiten“. Dieſer Fall zeigt die

andere als auf die
auf denen das geſamte deutſche Bil

Jeder andere Weg führt in der letzten
Wirkung notwendig zu einem unlösbaren Konflikt und damit
zu jener Exſchütterung der Religion, die wir genau ſo bekla
gen, wie diejenigen, die ſich als ihre beſonderen Hüter be
trachten.

Wird es uns gelingen, bei den kommenden Kämpfen die
Volksſchule vor dieſem Schickſal zu bewahren

Die parlamentariſche Macht der Oppoſition iſt dazu an ſich
micht ſtark genug. Die Schlüſſelſtellung im kulturpolitiſchen
Kampf hat die Deutſche Volkspartei.

Wie wird ſie ſich ſtellen? Die Organe der Rechten ſind
ängſtlich bemüht, den drohenden kulturpolitiſchen Dammbruch

den Riß, der ſich zeigt, neue Säcke von Schlagworten hinein
werfen. Wir ſind gezwungen, die Hoffnung nicht aufzugeben,
daß die ſeit dem Schieleſchen Schulgeſetz einſetzende liberale Be
ſtnnung uns in der Volkspartei einen Bundesgenoſſen ſchafft.
Sind nicht die Parolen der letzten Kulturtagung der Volksp rtei
der Entſchließung unſeres Kulturausſchuſſes faſt gleich

And hat nicht Streſemann dieſe Parolen wie brennende
Fackeln der Freiheit ins Land geſchleudert? Streſemann hat
den Stand der Konkordatsfrage in Preußen bedauert, und er
hat geſagt: „wenn unſere Partei in der Lage geweſen wäre, im
Verlauf der letzten Jahre auf die Entwicklung praktiſch ſtär
keren Einfluß zu nehmen, ſo wäre die Lage inbezug auf das
preußiſche Konkordat eine andere als jetzt. Das kann doch
nur heißen, daß die Volkspartei in der Frage des preußiſchen
Konkordats ſogar noch ablehnender geweſen wäre als die So-
zialdemokraten und die Demokraten

Klarheit ausgetragen werden, damit der deutſche Bürger ein

Wenn Konfeſſtonen ihren Dogmen abſoluten Chavakter ge

Aber es ſcheint, als ſollte dieſer Jdealismus noch einmal

Für die Deutſche Volkspartei hoffen wir, daß der Same
„Reif in der Frühlingsnacht“

Liberale Parteien ſind doch wohl zurzeit in

Und ſo bleibt nur noch ein Wort über unſere Aufgabe in
Wir wollen poſitive Oppoſition ma
die Regierungsparteien zu Ent

Auf kulturpolitiſchem Gebiet haben wir bei

des

Streſemann wünſcht of lismus ſein Ziel
fenbar nicht, daß dieſe Fragen durch ein Kompromiß erſtickt und
abgebogen, ſondern daß ſie in voller grundſätzlicher Schärfe und

Willkür des Starken
Grundſatz der geordneten Freiheit ſetzen.

Das dritte Prinzip der Mittelſtandspolitik iſt aber
Er findet ſeinen Ausdruck in der

Dieſe iſt der einzige Ausweg, um
im Zeitalter der Verbandswirtſchaft die Freiheit dem ein
zelnen Anternehmer wiederzugeben.
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Reichsverband des deutſchen Hand
werks und Hauptgemeinſchaſt des deutſchen Einzelhandels.
Daneben haben ſich ſchon vor dem Kriege die Gruppen des
Mittelſtandes zum Teil allein, zum Teil mit anderen Be
vufszweigen zu beſonderen Mittelſtandsverbänden zuſam-
mengeſchloſſen. Nach dem Kriege hat ſich des Mittelſtandes

der ſoziale Gedanke
Jdee der Korporation.

durchzuſetzen.
des Handwerks und de
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ſammeln.
genoſſen auch über die Gren

Aber anderer
Stellung in der Oppoſition benutzen,
klar und unzweideutig herauszuſtellen und unſere Geſinnungs

zen unſerer Partei hinaus zu

Das wird eine dankbare, aber keine leichte Aufgabe ſein.
Denn wir haben außer mit den kulturpolitiſchen Widerſtänden
in der Tat mit der Tendenz des deutſchen Spießbürgers zu
tun, in der Politik nur noch ſeine engſten

Haben Sie ſchon in dieſen Jahre für
die Partei ein Mitglied gewonnen Wenn
nicht, dann vbeeilen Sie fich, damit wir Sie
in die Liſte der Förderer eintragen
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Wir wollen hoffen, ſo ſchloß die Vortragende, daß das
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Mittelſtandspolitit
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